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Dr. Gerd Landsberg
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HANDLUNGSFAHIGE REGIERUNG BILDEN
POLITISCHEN STILLSTAND BEENDEN

Nach Abschluss der Koalitions-
verhandlungen muss die schnelle
Bildung einer handlungsfahigen
Regierung folgen. Die Kommunen
und ihre Biirgerinnen und Biir-
ger wollen, dass der monatelange
Stillstand beendet wird, die medial
inszenierten Streitigkeiten aufho-
ren und endlich die Arbeit fiir die
Zukunft unseres Landes beginnt.
Der Koalitionsvertrag zeigt einige
durchaus hoffnungsvolle Ansdtze
fir die Kommunen. Richtig und
wichtig ist das Bekenntnis zu

einer Investitionsoffensive fiir die
Schulen und die angekiindigte Lo-
ckerung des Kooperationsverbotes,
sodass in Zukunft der Bund auch
unabhdngig von der Finanzkraft
der Kommunen in die Bildung vor
Ort investieren darf. Wir brauchen
mehr Kooperation, um die Lebens-
situationen vor Ort zu verbessern.
Das klare Bekenntnis zur weiteren
Unterstiitzung des Bundes bei den
erheblichen Integrationskosten
der Kommunen mit 2 Milliarden
Euro pro Jahr ist aus unserer Sicht
ein richtiger Schritt. Allerdings
wird damit bei weitem nicht der
notwendige Lastenausgleich fiir
die Kommunen in der Flichtlings-
politik gewdhrleistet. Hier muss
dringend nachgesteuert werden.
Die Unterbringung, Versorgung
und Integration muss vor Ort

organisiert und umgesetzt wer-
den. Diese Herkulesaufgabe wird
uns noch viele Jahre beschaftigen.
Die Finanzierung muss jedoch
gesamtstaatlich erfolgen. Die Be-
grenzung des Familiennachzuges
von Fliichtlingen mit vorlaufigem
Schutzstatus wird vom Deutschen
Stadte- und Gemeindebund als
wichtiger Beitrag gewertet, um eine
Uberforderung der Kommunen zu
vermeiden. Die Einfiihrung eines
Rechtsanspruches auf Ganztags-
betreuung in der Grundschule
kritisierten wir hingegen deutlich.
Auch wenn es ein wichtiges Ziel

ist, die Vereinbarkeit von Fami-

lie und Beruf zu fordern, muss
man realistisch feststellen: Dieser
Rechtsanspruch wird auch bis zum
vereinbarten Jahr 2025 nicht um-
setzbar sein. Hier versprechen die
Koalitiondre den Wahlern etwas,
was ihnen sicher gefdllt. Aber nicht
alles was wiinschenswert erscheint,
ist auch realisierbar.

Die ausreichende Finanzierung ist
genauso wenig erkennbar wie die
Gewinnung von Hundertausenden

(s

Dr. Uwe Brandl

von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern fiir diese Aufgabe.

Die in Aussicht gestellten zwei
Milliarden werden natiirlich bei
weitem nicht ausreichen, ebenso
fehlen klare Strategien zur Ausbil-
dung und Gewinnung von qualifi-
ziertem Personal. Wir warnen vor
der Gefahr, dass am Ende die Men-
schen enttduscht werden und die
Politikverdrossenheit steigt. Besser
ware es, kontinuierlich beginnend
mit den sozialen Brennpunkten das
Angebot an Ganztagsschulen ziigig
auszubauen. Hier sind die Lander
in der Pflicht, dies in den Schulge-
setzen zu regeln. Nur so kann im
Ubrigen ein piadagogisches Ge-
samtkonzept fiir den Grundschul-
bereich sichergestellt werden.
Positiv bewerten wir die Ansat-

ze zur Starkung des landlichen
Raums. Das Bekenntnis zur Gleich-
wertigkeit der Lebensbedingungen
in ganz Deutschland ist ein wichti-
ges Signal fiir die Zukunft unseres
Landes, denn unser Erfolg beruht
gerade auf dem guten Miteinander
von Stadt und Land. =
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Dr. Gerd Landsberg
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KERNERGEBNISSE KOALITIONSVERTRAG

KERNERGEBNISSE DES KOALITIONSVERTRAGES
IN DER UBERSICHT
KOMMUNALE SCHWERPUNKTE £

Koalih’onsvertrages

JWER BESTELLT BEZAHLT" T

WWW.DSTGB. pE

FLUCHTLINGSPOLITIK

Integrationsmittel fir Kommunen (8 Milliarden) 4949 ff.

ANKER-Einrichtungen fiir ankommende Flichtlinge (keine Verteilung auf

Kommunen ohne Identitdts- und Altersfeststellung und ohne Bleibeperspektive) 4995 ff.
Festlegung Maghreb-Staaten als sichere Herkunftslander 5063 ff.
Begrenzung des Fliichtlingszuzugs auf 180 000 bis 220 000 Personen/Jahr 4811
Familiennachzug bei subsidiar Schutzberechtigten begrenzt auf 1000 Personen pro Monat 4872

plus Hartefalle

INNERE SICHERHEIT

Ausbau der Polizeiprasenz in ganz Deutschland 5768
Starkung der Justiz 5754
Ausweitung der Videolberwachung 5945 ff.

FINANZEN & STEUERN

Leitgedanke: ,Wer bestellt, bezahlt” 5493
Grundsteuerreform und neue Grundsteuer C 582/5112
Entschuldungsstrategie fiir kommunales Altschuldenproblem 5485
Sicherung steuerlicher Querverbund 5518

BILDUNG & DIGITALES

Lockerung des Kooperationsverbotes (Art. 104c GG) 1145
Investitionsoffensive Schulen und digitale Bildung (3,5 Milliarden) 1177
Ausbau Ganztags- und Betreuungsangebote (2 Milliarden) 1154/3054
Flachendeckender Breitbandausbau (10 bis 12 Milliarden) 352
,,Digital First” bei Verwaltungsdienstleistungen 6065
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ARBEITSMARKT

Programm zur Reduzierung der Zahl der Langzeitarbeitslosen 371/2241 ff.

Ausgestaltung eines ,Sozialen Arbeitsmarktes” 2246 ff.
GESUNDHEIT & PFLEGE

Starkung der wohnortnahen, flaichendeckenden Gesundheitsversorgung 4421

Vollstandige Refinanzierung der Tarifsteigerungen im Krankenhausbereich 4465

Konzertierte Aktion Pflege 4437 ff.

Ausbau der Digitalisierung des Gesundheitswesens 4723 ff.

BAUEN & WOHNEN

Forderung Wohnungsbau (u. a. Starkung des selbstgenutzten Wohneigentums;

2 Milliarden) 3056/5147 ff.

Forderung sozialer Wohnungsbau (5 Milliarden) 3056/5140 ff.

Bauplanungsbeschleunigungsgesetz 5134
VERKEHR

Erhéhung & Dynamisierung der GVFG-Mittel 3057/3404

Nachristung von Dieselfahrzeugen 3450/3460 ff.

Keine Fahrverbote 462/3458

Verstetigung des Mobilitdtsfonds; angepasste Forderung von E-Mobilitat,

OPNV und Bahn 3475/3528 f.

Modernisierung des Personenforderungsgesetzes 5703

STADT & LANDLICHER RAUM

Bekenntnis zur Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse in ganz Deutschland 561 ff./5082
Forderprogramme nach Bedarf, nicht nach Himmelsrichtung 2710 ff.
Weiterentwicklung und Flexibilisierung GAK-Mittel 3892 ff.
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KLIMASCHUTZ

KLIMASCHUTZ

STADTE AM HEBEL

or knapp drei Monaten tag-

te in Bonn die 23. Weltkli-
der
ten Nationen (COP 23) mit dber

makonferenz Verein-
20 000 Teilnehmenden, die bisher
grofdte internationale Konferenz in
Deutschland. Nicht ganz unerwar-
tet riickten bei dieser COP 23 die
Stadte (und Regionen) ins Zentrum
der Aufmerksambkeit. In der Umset-
zung des Pariser Klimaabkommens
sind Stddte, Gemeinden, Regionen
und Provinzen diejenigen, deren
Beitrage tiber den Erfolg des Pari-
ser Klimaabkommens entscheiden
konnen. Denn immer noch gibt es
eine erhebliche ,Deckungsliicke®
zwischen abgegebenen nationalen
Klimastrategien und dem, was fir
,deutlich unter zwei Grad Erder-

warmung” zu tun ware. Allein wird
die nationale Ebene diese Liicke
nicht schliefSen kénnen - und die
lokale Ebene ist einer ihrer starks-
ten Alliierten!

Am 12. November richteten das
Land Nordrhein-Westfalen und die
Stadt Bonn gemeinsam mit ICLEI,
dem internationalen Stddtenetz-
werk fiir Nachhaltigkeit einen Gip-
fel der Stadte und Regionen aus.
1 0ooo Delegierte aus aller Welt,
darunter 300 Gouverneure und
Biirgermeister, folgten der Einla-
dung. Stadte und Regionen tagten
gemeinsam, erstmalig unter dem
Dach der Marrakesch-Partnerschaft
fur Globalen Klimaschutz, als Teil
des Konferenzprogramms und im

Von Ashok Sridharan

offiziellen Konferenzgeldande.

Der Gipfel war gepragt von Koope-
ration und starken Signalen, die
ins ,Bonn-Fiji-Commitment“ als
gemeinsame Erklarung miinde-
ten. Damit wurden Prozesse, Pro-
jekte und Biindnisse auf den Weg
gebracht, die zu einer Umsetzung
des Pariser Klimaabkommens und
damit zu mehr Klimaschutz, besse-
rer Anpassung an den Klimawandel
und Begrenzung von Schaden und
Verlusten beitragen. Stadte und Re-
gionen werden die nachsten Schritte
aktiv mitgestalten und sich auch da-
fir einsetzen, dass in der Arbeitsar-
chitektur des Pariser Abkommen die
Zusammenarbeit der Ebenen mehr

Gewicht erhalt.
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KLIMASCHUTZ

Ganz konkret bedeutet das fiir Stad-
te und Gemeinden - ob klein, ob
grof — ihren guten Kurs im Klima-
schutz weiterzugehen. Wir Stadte
und Gemeinden haben eine dreifa-
che Verantwortung - als Umsetzer
und Zukunftssicherer vor Ort. Als
Wissenstrager, die ihre Erfahrun-
gen, Daten, Fakten aus der tiglichen
Praxis weitergeben und damit regio-
nale oder nationale Klimastrategien
anreichern konnen. Und letztlich
haben wir eine wichtige Rolle als
JAntreiber. Wenn Stadte und Ge-
meinden vor Ort unbeirrbar voran-
gehen, konnen sie Zugwirkung auf
andere Ebenen entfalten.

Der Slogan der Bundesregierung zur
Klimakonferenz in Paris lautete ,Zu-
sammen ist es Klimaschutz Und
genau das ist es, was passieren soll
und muss, um eine Erderwdarmung
uiber 2 Grad zu verhindern: eine Alli-
anz, eine Koalition fiir Klimaschutz.
Stadte und Gemeinden sind bereits

heute ein ebenso akti-
ver wie unverzichtbarer
Teil dieser Bewegung.

In diesem Sinne freue
ich mich auf die u. Kli-
maschutzkonferenz des
Deutschen Stadte- und
Gemeindebundes und
ganz besonders auf die
Begegnung mit einer
wachsenden Zahl der fiir
den Klimaschutz aktiven

Kommunen. =

Der Autor: Ashok Sridharan ist seit
Oktober 2015 Oberbiirgermeister der
Stadt Bonn und Erster Vizeprdsident
von ICLEI - Local Governments for

DAS
»BONN-F1J| COMMITMENT«

Das ,,Bonn-Fiji Commitment« ist das zent

rale Ergebnis des Klimagipfels der Stadte -

G?meinden und Regionen bej der 23 We’lt

klimakonferen; (Copr23), die im Nove.mber-
2017 in Bonn stattfand. Das Dokument st ej
Bekenntnis verschiedener Vorreiterinitiati- :
ver! der kommunalen und lokalen Ebene zy
P-arlser Klimaabkommen. Es benennt konk .
die Selbstverpﬂichtungen, Ambitionen y dret
MaRnahmen der beteiligten Initiativen un d
formuliert deren Forderungen und Positi .
Der Deutsche Stddte- und Gemeindebun: -
:ngagiert sich im Projekt ,,SDG-lndikatoren fiir
ﬁ:snl:)m:‘;::” (,,SDG-lndicators for Municipali-

. ere Informationen Zum ,,Bonn-Fiji

Commitment~ unter: httgs:[[goo gl/NDzmft
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CLIMATE ACTION

CITIES AT THE CENTER
OF CLIMATE ACTION

t COP 23 in Bonn, we heard

that the fight against climate

change will be won or lost in
our cities. While it’s clear that ad-
dressing the climate change crisis
takes the efforts of all nations, all
people, in all parts of the world, we
recognize that cities uniquely offer
some of our greatest challenges and
most exciting opportunities.

Never has the need for change been
more important. We enter 2018 in
the wake of the multiple climate
disasters of 2017. The hurricanes
that wreaked havoc throughout the
Caribbean and North America were
only one part of a story that inclu-
ded a mix of flooding and drought
throughout Africa, torrential rains
on numerous continents, and ext-
reme heat in Australia. What scien-

. *-‘i"ALnNJH
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tists have been warning about for
years is now visibly evident: climate
change is upon us and affecting us
now. That we must act urgently is an
understatement.

The good news is that many cities
and regions throughout the world
are initiating the change we need
while also working together to help
others duplicate their success.

This is reflected in the One Pla-
net Charter, which brings together
ICLEI, C40 and the Global Covenant
of Mayors for Climate & Energy, to

accelerate the implementation of
the Paris Agreement in cities and
local governments across the world.
This means committing to specific
climate action - action ranging from
investments to policy decisions in

renewable energy, energy efficiency,
electric vehicles, and efforts for zero
emission buildings and zero waste.

Cities are also taking a leadership
role in groups such as the Urban 20.
The Uzo brings together 30 cities to
raise the profile of urban issues in
the G2o agenda. Why is this import-
ant? Because it helps cities develop
solutions for global issues such as
climate action, the future of work,
and social integration. In this way, it
also helps achieve some of the UN’s
2030 Sustainable Goals as well. The
inaugural U20 Mayor’s Summit will
meet in Buenos Aires in October of
2018.

These larger groups bring together

individual efforts of climate acti-
on. For example, China is develo-

Stadt und Gemeinde 9
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CLIMATE ACTION

ping a Low Carbon City Initiative
which aims to improve energy ef-
ficiency in industry, construction
and transportation sectors. Delhi
has developed a comprehensive cli-
mate action plan that will connect
with other cities to spur even more
action. And cities such as Athens,
Barcelona, and Paris have not only
mapped their urban heat, but their
vulnerable populations.

Some cities are also pioneering new
ways of financing their sustainabi-
lity ambitions. The Swedish city of
Gothenburg won in 2016 one of our
Momentum for Change awards for
being the first urban centre to issue
green bonds.

These examples reflect only a few
of many ways cities and regions are
working - independently and co-
operatively - to address climate ch-
ange. It simply makes sense: while
their challenges are not identical,
they're often similar; as are solu-
tions.

Finding solutions to climate change
means unearthing opportunities. It’s
clear that resilient and better-prepa-
red cities are not only safer, cleaner
and healthier, but they’re where 21st
century businesses — good busines-
ses that will create good jobs - will
choose to locate. The publicati-
on Better Business, Better World,
recently reported that putting the
Sustainable Development Goals at
the heart of the world’s economic
strategy may open $12 trillion in new
opportunities, and increase emplo-
yment by up to 380 million jobs by
2030. This includes good jobs in cri-
tical economic sectors such as ener-
gy, health, and urban growth.

The opportunities are there, but ci-
ties and regions must take specific
steps to capture them.

10 Stadt und Gemeinde

First, cities must incorporate clima-
te change into what they’re currently
doing; everything from infrastruc-
ture to finance to procurement. It
means doing things like expanding
transit to include electric busses, as
we’ve seen here in Germany (Bonn).
It also means making buildings
more efficient by using sustainable
material, as many cities are doing
throughout India. On the finance
front, it means making resilient in-
frastructure investments, growing
green bond options, and establis-
hing stable, clean energy markets.
Second, cities should incorporate
climate change and sustainability
into their future planning. If cities
can assess the impacts of climate
change and sustainability and then
incorporate these threats into plan-
ning, growth is going to become
smarter and more sustainable. It’s
proactive instead of reactive, and
drives both innovation and a dyna-
mic economy.

Finally, cities must communicate
better when it comes to speaking
with citizens about climate change.
Instead of using language even the
most seasoned scientists struggle

to understand, cities must clearly
communicate both the threats of
climate change, as well as the bene-
fits. What do citizens stand to lose?
What do they stand to gain? Less
convoluted language means greater
understanding and greater action.

While climate change may not be
won or lost in our cities alone, it’s
clear cities have an enormous role to
play. I encourage all of you to take
the steps outlined in this document
to create cities that are not only
more sustainable, but cities that are
healthier, cleaner, and more pros-
perous for the long term. =

Die Autorin: Patricia Espinosa
Cantellano ist Generalsekretdrin
bei der Klimarahmenkonvetion der
Vereinten Nationen (UNFCCC)
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GLOBAL COVENANT OF MAYORS

Der Global Covenant of Mayors ist eine weltweite
Koalition von Stadten und Gebietskorperschaften, die

sich fur den Kampf gegen den Klimawandel einsetzen.

Der Global Covenant of Mayors ist ein Zusammen-
schluss des Compact of Mayors und des Covenant of
Mayors der Europdischen Union. Der Global Co-
venant of Mayors setzt sich fir die Reduzierung des
AusstoRes klimaschadlicher Stoffe ein, vernetzt und
mobilisiert Stadte und unterstitzt lokale Strategien
zur Bekampfung des Klimawandels und zur Klima-
anpassung. Der Global Covenant of Mayors hat fast
7500 Mitgliedsstadte.

www.Iobalcovenantofmaors.or

1
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KLIMASCHUTZ KOMMUNEN

KOMMUNEN AKTIV

FUR DEN KLIMASCHUTZ

ie 1. DStGB-Fachkonferenz
D,,Kommunen aktiv fir den

Klimaschutz“ am 06. Februar
2018 in Bonn ist und war von zwei
- politischen - Vorzeichen gepragt:
Dem aktuellen Abriicken der Koali-
tiondre von CDU/CSU und SPD von
den deutschen Klimaschutzzielen
bis zum Jahr 2020. Hinzu kam, wenn
auch bereits zeitlich langer zuriick-
liegend, der angekiindigte Ausstieg
der USA aus dem Pariser Klima-
schutzabkommen.

In tatsdchlicher Hinsicht stand die
Konferenz aber noch im Zeichen
des erst drei Wochen zurtickliegen-
den Orkantiefs mit dem harmlosen
Namen ,Friedericke. Der Orkan
hatte den Fernzugverkehr in ganz
Deutschland lahmgelegt und Baume
wie Streichhoélzer umknicken lassen.
Ihm sind leider auch acht Menschen
zum Opfer gefallen. Auch wenn das
Abriicken von den Klimaschutz-
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zielen und der Orkan , Friedericke”

zunachst zwei unterschiedliche
Ereignisse beinhalten, machen sie
klar: Die Notwendigkeit, beim Kli-
maschutz weltweit zu handeln und
nicht nur zu verhandeln ist nicht
kleiner, sondern grofier geworden.
Denn die Arktis schmilzt weiter, der
Meeresspiegel steigt und die Ext-

remwetterereignisse nehmen zu.

Hinzu kommt, dass die im Weltkli-
maabkommen von Paris festgesetz-
ten Ziele, die Erderwdarmung auf 1,5
Grad bis maximal 2 Grad Celsius bis
Ende des Jahrhunderts gegeniiber
der vorindustriellen Zeit zu begren-
zen, nach aktuellen Untersuchun-
gen der Vereinten Nationen nicht
erreicht zu werden drohen. Auch
wenn zunachst die Staaten selbst
gefordert sind, die Maf$nahmen zur
Erreichung der Welt-Klimaschutz-
ziele verbindlich umzusetzen, kann
ohne die Kommunen ein wirksamer

Klimaschutz nicht gelingen. Auf
ortlicher Ebene kommt ein Mehr-
wert hinzu: Die Reduzierung des
CO,-Ausstofles tragt dazu bei, die
Lebensverhdltnisse vor Ort in Stad-
ten und Gemeinden und bei den
Biirgern zu verbessern. Hierzu sind
folgende Punkte von Bedeutung:

1. BREITENWIRKUNG KOM-
MUNALER AKTIVITATEN

Die tiber 11 ooo Stiddte und Gemein-
den in Deutschland haben aufgrund
ihrer vielen Moglichkeiten im Kli-
maschutz mit ihren Mafdnahmen
eine hohe Breitenwirkung. Dies gilt
erst recht bei Einbezug der ortlichen
Wirtschaft und der Birgerschaft.
Kommunale Klimaschutzmaf$nah-
men beinhalten eine Querschnitts-
aufgabe. Sie reichen von der Um-
setzung von Energiesparmodellen
im Bildungs-, Jugend- und Sport-
stittenbereich, der Umstellung der
Auflen- und Straflenbeleuchtung
auf LED, der Schaffung der ,Stadt
der kurzen Wege", einer nachhal-
tigen Mobilitat, der Planung von
Anlagen fiir erneuerbare Energien
(Windkraft, Photovoltaik etc.) sowie
einer energieeffizienten Beschaffung
bis hin zur energetischen Sanierung
der tiber 1,5 Millionen kommunalen
Wohnungen.

2. KOMMUNEN
IN DEN FOCUS DES
KLIMASCHUTZES RUCKEN

Gerade wegen der unmittelbaren
Herausforderungen, denen Kom-
munen als birgerndchste Ebene
beim Klimaschutz ausgesetzt sind,



bedarf es deren dauerhafte Un-
terstiitzung durch EU, Bund und
Lander. Insoweit ist die nationale
(NKI) des
Bundesumweltministeriums  eine

Klimaschutzinitiative
wertvolle Hilfe.

Hiertiber hat der Bund seit 2008 im-
merhin mehr als 11 500 Projekte in
rund 3 ooo Kommunen mit rund
524 Millionen Euro unterstiitzt.
Folge ist, dass kommunale Investiti-
onen im Klimaschutz von 844 Mil-
lionen Euro ausgelost wurden. Die
NKI muss daher auf hohem Forder-
niveau zugunsten der Kommunen
fortgeschrieben werden.

3. KLIMAFOLGENANPAS-
SUNG VERBESSERN

Die Risikoanpassung und die Star-
kung der Widerstandskraft in den
Kommunen, also Resilienz, werden
als Mafdinahmen der Klimafolgenan-
passung immer wichtiger. In diesem
Zusammenhang hat eine aktuelle
Studie des Potsdam-Instituts fiir Kli-
mafolgenforschung (PIK) ergeben,
dass sich allein in Deutschland die
Zahl der von Uberschwemmungen
betroffenen Menschen in den néchs-
ten 25 Jahren versiebenfacht. Hier
sind EU, Bund, Lander und Kom-
munen, aber auch die Biirgerschaft,
gemeinsam gefordert. Beispielhaf-
te Mafdnahmen zur Steigerung der
Hochwasser-Resilienz sind:

*  Verbesserung der Zusammen-
arbeit in der Hochwasservor-
sorge und die Schaffung einer
Hochwassersensibilisierung der
Bevolkerung.

+ Bei allen Planungen muss die
»Hochwassergefahr* mitgedacht

werden.

*  Verbesserung des technischen

Hochwasserschutzes, speziell
durch eine weitere Deichriick-
verlegung, durch die Schaffung
steuerbarer Polder sowie auch
durch den Ausbau von Griin-
flachen und eine verstarkte
Entsiegelung.

Gerade im Zusammenhang mit
Hochwasser ist zu beachten, dass
ca. 50 Prozent der Uberflutungen in
deutschen Stadten und Gemeinden
nicht durch Flusslaufe etc. bedingt
sind. Vielmehr haben diese ihre Ur-

sachen in Starkregenereignissen.

Fur den
Klimaschutz gilt
also nach wie
vor: ,,Global
denken, lokal
handeln!”

4. MASTERPLAN
MOBILITATSWENDE

Ein Mehr an Klimaschutz und ein
Weniger an CO -Ausstof3 kann auch
durch eine umfassende Mobilitats-
wende erreicht werden. Der An-
teil des Verkehrssektors am Treib-
hausgasausstofd betrdgt immerhin
17 Prozent. Eine Reduzierung der
Schadstoffe, auch zur Verminde-
rung vor Gesundheitsbeeintrachti-
gungen, ist daher dringend notig.
Zwar ist das Ziel einer emissionsfrei-
en Mobilitat in Deutschland noch
weit entfernt. Auch macht eine
Umstellung auf Elektromobilitdt
im Ergebnis nur Sinn, wenn hierzu
statt fossiler Energietrager, wie Koh-
le, ,griiner Strom* aus erneuerbaren
Energien eingesetzt wird. Dennoch

muss das oft noch vorherrschende
Leitbild der autogerechten Stadt
zugunsten der Menschen und um-
weltgerechter Stadte und Gemein-
den abgelost werden. Hier stehen
zundchst die Fahrzeughersteller in
der Pflicht. Statt nur an Symptomen
kurierender Fahrverbote missen
Luftverschmutzungen an der Quel-
le bekampft werden. Die Fahrzeug-
hersteller miissen daher die - auch
finanzielle - Verantwortung fiir not-
wendige Umriistungen tragen.

Hinzukommen muss eine breite
Unterstiitzung des Bundes fir die
Umriistung der kommunalen Fahr-
zeugflotten. Die Ende des letzten
Jahres aus dem ,Sofortprogramm
Saubere Luft 2017 bis 2020“ den 60
betroffenen Kommunen iibergebe-
nen Forderbescheide von tber 12
Millionen Euro sind ein richtiger
Schritt. Sie sind aber angesichts des
riesigen Investitionsbedarfs auch fiir
die Kommunen nur ein Tropfen auf
den heifden Stein. Dennoch kénnen
Stddte und Gemeinden auch eigen-
standig viel zu einer nachhaltigen
Mobilitat beitragen.

Ein Beispiel ist der Ausbau der
Radwege und des Fahrradverkehrs,
zu dem auch der Verkehr mit dem
Hier besteht
noch viel Luft nach oben. Dies gilt

Lastenrad gehort.

schon deshalb, weil heute {iber 50
Prozent der Autofahrten kiirzer als
5 Kilometer sind, 25 Prozent sogar
kiirzer als drei Kilometer. Mithin
gibt es viel Potential fiir einen kli-
mafreundlichen Radverkehr. Dieser
wiirde unmittelbar zu einer Stei-
gerung der Lebensqualitit vor Ort
beitragen und die Attraktivitdt von
Stadten und Gemeinden erhGhen. ®

Der Autor: Norbert Portz,
Beigeordneter des DStGB
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NATURSCHUTZ & KLIMAANPASSUNG

NATURSCHUTZ &

KLIMAANPASSUNG
SYNERGIEN & LOSUNGSMOGLICHKEITEN

ie Kommunen spielen als
konkrete Handlungsebene

eine wichtige Rolle, um die
Klimaschutzziele von Paris zu er-
reichen. Als wichtige Akteure sind
auch sie gefordert, zur Erreichung
der Klimaschutzziele beizutragen,
die Auswirkungen des Klimawan-
dels abzumildern und aktiv Maf3-
nahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel zu ergreifen.

Stadtnatur kann sowohl einen Bei-
trag zum Klimaschutz als auch zur
Anpassung an den Klimawandel
leisten. In Hinblick auf den Klima-
schutz konnen Griinflichen und
Stadtwélder CO, binden, wobei
Gestaltung und Pflege einen gro-
8en Einfluss auf die Gesamtbilanz
haben: Zum Beispiel ist ein gesun-
der und langlebiger Baumbestand
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essenziell fiir eine hohe CO -Fest-
legung. Dabei spielt nicht nur die
Biomasse, sondern vor allem auch
der Boden (vor allem der mit Hu-
Oberboden)
eine wichtige Rolle (Naturkapital
Deutschland - TEEB DE 2016, S. 66).

mus angereicherte

Vor allem aber leistet Stadtnatur
wichtige Beitrdge zur Anpassung an
die Folgen des Klimawandels. Dazu
gehoren die Erhohung des thermi-
schen Komforts, die Minderung
des stadtischen Hitzeinseleffekts
und die Abmilderung von Starkre-
genereignissen, wie auch Beitrage
der Stadtnatur zur Luftreinhaltung
oder aber zur Gesundheitsvorsorge
(Mathey et al. 2011). Wirkungsvolle
Mafinahmen stellen die Entsiege-
lung, die Erhohung des Griinvolu-
mens, die Aufhellung von Oberfla-

chen, der Einsatz von Wasser sowie
die Schaffung von Retentionsrdu-
men fiir den Hochwasserschutz dar.
Wir nennen dies 6kosystembasier-
te Ansatze. Sie haben zum Ziel, die
flr den Menschen notwendigen
Kli-
mawandel langfristig zu erhalten.

Okosystemleistungen  trotz
Okosystemleistungen sind direkte
und indirekte Beitrige von Okosys-
temen zum menschlichen Wohl-
ergehen. Gerade in der tdglichen
Diskussion um Planungsentschei-
dungen werden die Leistungen, die
Okosysteme in Stidten erbringen,
oft als gegeben hingenommen oder
ihr Wert unterschatzt im Vergleich
wirtschaftlichen

zu moglichen

Wertschopfungen  beispielsweise
durch die Bebauung von Flichen.
Jedoch handelt es sich bei 6kosys-

tembasierten Ansdtzen langfristig



gesehen oft um kosteneffiziente
Mafdnahmen, die als echte Alterna-
tive oder Erganzung zu technischen
Losungen gelten konnen.

Gerade in Grof3stadten und Stad-
ten in Ballungsraumen fiihren der
Zuzug und Wunsch nach gréfieren
Wohnungen gemdifd dem Leitbild
der ,Innenentwicklung vor Aufsen-
entwicklung“ zu einer Verdichtung.
In wachsenden Stadtregionen bt
die Nachfrage nach Bauland vieler-
orts erheblichen Druck auf Griin-
und Freiflichen aus. Die Strategie
der doppelten Innenentwicklung
versucht, diesen Konflikt zu 16sen
(Bohm et al. 2017). In einem inte-
grierten Ansatz sollen Flachenre-
serven im Bestand sinnvoll baulich
genutzt, gleichzeitig aber auch
innerstadtische Freiflichen ent-
wickelt, miteinander vernetzt und
qualitativ verbessert werden. Ziel ist
es, Lebensqualitdat zu sichern, be-
stehende Wohnstandorte attraktiv
zu machen und absehbare Auswir-
kungen des Klimawandels im Sied-
lungsraum durch Griinstrukturen
und Freirdume abzupuffern.

Schliellich steht der Ansatz der
urbanen griinen Infrastruktur fir
eine Wertschatzung von Stadtgriin

als eine essenzielle Infrastruktur,
die fir ein gutes Leben in der Stadt
ebenso wichtig ist wie technische
oder soziale Infrastruktur. Gemein-
sam mit der Gartenamtsleiterkonfe-
renz, dem Biindnis der Kommunen
fiir biologische Vielfalt, dem Bund
deutscher Landschaftsarchitekten,
dem Bundesverband beruflicher
Naturschutz und dem Bund fiir Um-
welt und Naturschutz hat das BfN
2017 eine Broschiire mit Hinweisen
zur urbanen griinen Infrastruktur
vorgelegt, die sich an die kommu-
nale Praxis richtet (BfN 2017). ®

Die Autorin: Prof. Dr. Beate Jessel
ist seit November 2007 Prdsidentin
des Bundesamtes fiir Naturschutz
in Bonn. Davor war sie von 1999 bis
2006 Professorin fiir Landschafts-
planung an der Universitdt Potsdam
und von 2006 bis 2007 Professorin
fiir Landschaftsentwicklung an der
Technischen Universitdt Miinchen.

Quelle: © Jens Schiller, BfN
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SEIT UBER 20 JAHREN STARK

| M KLI MASCH UTZ Von Thomas Kufen

Zum Download der Broschtire "Stadt begegnet Klimawandel"

it zahlreichen Projekten

und Initiativen treibt die

Stadt Essen seit tiber 20
Jahren den Klimaschutz voran und
verankert diesen im Bewusstsein
der Wirtschaft und der Stadtgesell-
schaft. 2007 hat der Rat der Stadt
das Konzernziel Umweltschutz be-
schlossen. Eines der verankerten
Ziele ist die Verringerung des Aus-
stofdes von Treibhausgasen bis 2020
um 40 Prozent gegeniiber 1990. Um
dieses Ziel zu erreichen hat der Rat
2009 das Integrierte Energie- und
Klimakonzepts (IEKK) mit kon-
kreten CO -Minderungszielen ver-
abschiedet. Seit 2013 sind im IEKK
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rund 130 MafSnahmen enthalten,
die daftir sorgen, den Energiever-
brauch und den CO -Ausstofs im
Stadtgebiet zu senken.

Diese Mafdnahmen haben bereits
eine positive Auswirkung auf den
Energieverbrauch in Essen: Zwi-
schen 2005 und 2013 ist der Ener-
gieverbrauch um insgesamt 3 540
Gigawattstunden zuriickgegangen.
Das entspricht einer Verringerung
um 16,6 Prozent. Gleichzeitig hat
sich eine Verschiebung des Energie-
verbrauchs in Richtung emissions-
armer Energietrager vollzogen.

Einen Anteil an diesem Erfolg hat
beispielsweise das Projekt OKO-
PROFIT®. Dieses zielt auf die Ein-
sparung von Ressourcen in Essener
Betrieben und Unternehmen. Bis
heute haben die 93 im Essener OKO-
PROFIT®-Netzwerk
Betriebe Mafdnahmen umgesetzt,

organisierten

mit denen sie jahrlich rund 69 200
Tonnen CO -Ausstof3 einsparen.

Auch die Stadt Essen selbst leistet
nattirlich ihren Anteil. In den letz-
ten Jahren wurden kontinuierlich
die Essener Lichtsignalanlagen auf
LED-Leuchtmit-
tel umgeriistet. Im Sommer 2017

stromsparende


https://media.essen.de/media/klimawerkstadtessen/klimawerkstadtessen_dokumente/Strategie-_u_Massnahmenkonzept_Klimaanpassung_web.pdf
https://media.essen.de/media/klimawerkstadtessen/klimawerkstadtessen_dokumente/Strategie-_u_Massnahmenkonzept_Klimaanpassung_web.pdf

wurden dartiber hinaus 1 100 alte
Leuchtmittel der Strafienlaternen
in der Essener Innenstadt durch
LED-Lichter ersetzt, wodurch der
jahrliche Energieverbrauch im In-
nenstadtbereich um 81 Prozent
gesenkt wird und insgesamt 2 588

Tonnen CO, eingespart werden.

Ein weiterer Schwerpunkt in der Es-
sener Klimapolitik ist die Férderung
nachhaltiger Mobilitdt, welche eng
mit dem Thema Luftreinhaltung
verkniipft ist. Die Teilnahme an den
Pilotprojekten ,effizient mobil“ und
,Mobil.Pro.Fit.“ des Bundesministe-
riums fiir Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit war erfolgreich
und richtungsweisend fiir unsere
mittel- und langfristige Strategie. So
hat die Stadt Essen erganzend dazu
Ende 2017 einen Forderbescheid in
Hohe von 240 ooo Euro fiir die Ent-
wicklung eines kommunalen Mas-
terplans erhalten, in welchem die
Ergebnisse des Nationalen Forums
Diesel und des Gesprachs der Bun-
desregierung mit Kommunen und
Lindern zur Luftreinhaltung um-
gesetzt werden sollen. Die Essener
Projektskizze sieht unter anderem
die Reduzierung des motorisierten
Individualverkehrs, die Minderung
der
hochbelasteten Strecken und die

Schadstoffkonzentration an

Forderung der Elektromobilitat als
Maf$nahmenschwerpunkte vor.

Schon seit einigen Jahren verfolgt
die Stadt Essen das ehrgeizige Ziel,
bis 2035 einen verbesserten Mo-
dal Split zu erreichen. Dieser sieht
vor, dass die Essener Biirgerinnen
und Biirger in knapp 20 Jahren ihre
Wege jeweils zu 25 Prozent mit 6f-
fentlichem Nahverkehr, Auto- und
Fahrradverkehr sowie zu Fuf§ zu-
ricklegen.

doliperein

Schacht 12 der ehemaligen Zeche Zollverein in Essen, Weltkulturerbe der UNESCO

Als Kommune wollen wir konse-
quent Anreize schaffen, die Wege
des taglichen Lebens haufiger mit
dem Rad, zu Fuf} oder per OPNV
zurilickzulegen. So haben wir die
300. Einbahnstrafle fiir Fahrrad-
fahrer geodffnet und investieren
kontinuierlich in die Infrastruktur.
Beispielsweise gibt es in Essen bald
50 Fahrradstrafen, immer bessere
Abstellmoglichkeiten an S-Bahn-
haltestellen und zwei Mobilstatio-
nen, von denen aus man sowohl den
OPNV, als auch Leihfahrrad- und
CarSharing-Angebote nutzen oder
aufs Taxi umsteigen kann.

Dartiber hinaus fordern wir als
Verwaltung die Steigerung der
Elektromobilitit. Wir haben die
erste Schnell-E-Ladesdule an zent-
raler Stelle gegeniiber dem Essener
Hauptbahnhof installieren kénnen,
um beispielsweise auch Anreize fiir
E-Taxis zu geben.

Die Gesamtheit der Essener Aktivi-
taten wurde unter anderem mit dem
Titel "Griine Hauptstadt Europas
2017" und mit dem European Energy
Award® honoriert.

Interessierte Leserinnen und Le-
ser haben die Moglichkeit, sich auf
www.klimawerkstadtessen.de  alle
aktuellen Klimaschutzprojekte an-

zusehen und mitzuverfolgen. =

Der Autor: Thomas Kufen,
Oberbtirgermeister der Stadt Essen
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BILANZ 2017 & AUSBLICK 2018

DER DEUTSCHEN STADTE & GEMEINDEN

Bilanzpressekonferenz des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes
bei der Bundespressekonferenz, 03.01.2018

as abgelaufene Jahr 2017 war
D auch fir Stadte und Gemein-

den insgesamt ein gutes und
erfolgreiches Jahr. Das zeigt sich
an der insgesamt verbesserten Fi-
nanzlage mit einem Uberschuss
von mehr als 4 Milliarden Euro im
bundesweiten Durchschnitt aber
auch daran, dass die Kommunen
als die biirgernachste Ebene mehr
und mehr ins Zentrum der Politik
riicken und auch die Bundespolitik
erkennt: Ohne Kommunen ist kein
Staat zu machen. Diese gute Aus-
gangslage darf aber nicht dariiber
hinwegtauschen, dass gewaltige Zu-
kunftsaufgaben zu bewadltigen sind.
Ohne grundlegende Veranderungen
wird Deutschland auf Dauer kei-
ne Wohlstandsinsel in einer immer
komplexeren Welt sein kdnnen.
Deutschland braucht einen wirkli-
chen Zukunftsentwurfund nicht das
Verharren in gewohnten, etablierten
und bequemen Mustern. Der Um-
bau muss jetzt beginnen. Wir miis-
sen Deutschland modernisieren, di-
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gitalisieren und sozial gestalten.

Fir die Kommunen wird auch im
Jahr 2018 die Integration eine zen-
trale Aufgabe bleiben. Stadte und
Gemeinden stehen vor der Aufga-
be, die grofde Zahl an Menschen,
die in den vergangenen Jahren nach
Deutschland gekommen sind, in
unsere Gesellschaft zu integrieren.
Dieser Prozess ist noch lange nicht
abgeschlossen, sondern wird uns
noch viele Jahre vor erhebliche He-
rausforderungen stellen. Spracher-
werb, Wohnungsbau, Arbeitsmarkt-
integration, Ausbildung, Schule und
Kinderbetreuung - in allen diesen
Bereichen besteht auch im Jahr 2018
enormer Handlungsbedarf. Stadte
und Gemeinden stehen hier in der
Verantwortung, aber sie diirfen nicht
iberfordert werden und benétigen
die Unterstiitzung durch Bund und
Lander. Neben der finanziellen Un-
terstiitzung, etwa durch Fortschrei-
bung der Integrationspauschale des
Bundes tiber das Jahr 2018 hinaus,
sind zusatzliche gesetzliche Rah-

menbedingungen notwendig. Dies
betrifft etwa die Verlangerung des
Moratoriums beim Familiennach-
zug oder die Einstufung weiterer
Staaten als sichere Herkunftsldander.
Mit Blick auf die derzeit eher schlep-
pend verlaufende Integration der
Fliichtlinge in den Arbeitsmarkt
brauchen wir neue Konzepte. Die
Arbeitsaufnahme muss frither er-
folgen und mit dem Spracherwerb
kombiniert werden. Gleichzeitig
sind besonders auch die grofsen Un-
ternehmen in der Pflicht, ihre Inte-
grationsbemithungen zu verstarken.
Schlieflich ist auch eine Ausweitung
der Wohnungsbauférderung drin-
gend notwendig. Wir brauchen eine
Revitalisierung des sozialen Woh-
nungsbaus, um nicht nur Fliichtlin-
gen, sondern auch Deutschen mit
geringem Einkommen ausreichend
bezahlbaren Wohnraum anbieten
zu konnen.

Der
der jetzt begonnen werden sollte,

notwendige Umbauprozess,
muss sich am Grundsatz gleichwer-
tiger Lebensverhdltnisse in ganz
Deutschland ausrichten. Wahrend
viele Ballungsraume in Deutschland
prosperieren, existieren gleichzeitig
landliche Regionen, die mit grofien
Strukturproblemen zu kdmpfen ha-
ben. Flachendeckende medizinische
Versorgung, gute Bildungsangebote,
besserer OPNV und natiirlich eine
leistungsstarke Breitbandinfrastruk-
tur - das sind die Eckpfeiler einer zu-
kunftsorientierten Politik fiir ganz
Deutschland.

Besonders fiir die landlichen Re-
gionen bietet die immer mehr an
Geschwindigkeit gewinnende Digi-


https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Aktuelles/2017/Dr.%20Uwe%20Brandl%20neuer%20Pr%C3%A4sident%20des%20DStGB/

talisierung die grofde Chance, diese
Gebiete zu revitalisieren und ihre
Potenziale zu aktivieren. Digitale
Losungen konnen dazu beitragen,
hochwertige Bildungsangebote orts-
unabhdangig verfligbar zu machen
und die bestehenden Engpésse in
der medizinischen Versorgung zu
verringern. Gleichzeitig konnen de-
zentrale digitale Wirtschafts- und
Wertschopfungsstrukturen und
Telearbeitspldtze den Zuzugsdruck
auf die Ballungsraume verringern
und die Attraktivitat der landlichen
Regionen steigern. Um die Chancen
der Digitalisierung zu nutzen ist ein
flachendeckendes leistungsstarkes
Breitbandnetz von entscheidender

Bedeutung.

Zentral ist es, die jetzige Phase wirt-
schaftlichen Wachstums, niedriger
Zinsen und verfiigbarer Finanzmit-
tel zu nutzen, um Deutschlands
Infrastruktur zu verbessern und
zukunftssicher zu gestalten. Der-
zeit lebt Deutschland von der Sub-
stanz. Allein in den Kommunen be-
tragt der Investitionsriickstand 126
Milliarden Euro. Der Werteverzehr
Ubersteigt deutlich die neuen In-
vestitionen, teilweise konnen selbst
dringend notwendi-

ge Sanierungs- und \
Instandhaltungs-

mafdnahmen nicht

umgesetzt wer-
den. Ein Teil der
positiven  Haus-
haltsentwicklung
in Bund, Landern
und Kommunen

DR. U
NEUER PRAS|

Der Erste Burgefmeister

Weichen fir die Zukunft zu stellen,
bendtigen die Kommunen neben ei-
ner finanziellen Entlastung auch die
Schaffung investitionsfreundlicher
Rahmenbedingungen. Vielfach stel-
len nicht nur fehlende Finanzmittel
ein Investitionshemmnis dar. Lange
Planungsverfahren, hochkomplexe
Ausschreibungsmodalititen, detail-
lierte und nicht immer zielfiihrende
Richtlinien sowie hohe Standards
tragen dazu bei, Bauvorhaben zu
verzogern und teilweise sogar zu
verhindern. Notwendig ist daher ein
»,MafSinahmenpaket Investitionen
das es ermoglicht, schneller und
zielgerichteter an der notwendigen
Modernisierung Deutschlands zu
arbeiten. In diesem Gesetz sollten
einheitliche Baustandards ebenso
festgeschrieben werden wie die Mog-
lichkeit, von Planungs- und Aus-
schreibungsvorgaben abzuweichen,
wenn es sich um Projekte mit einer
hohen gesamtgesellschaftlichen Re-
levanz handelt. Solche Vorhaben
konnen etwa der Bau von Schulen,
wichtige Infrastrukturprojekte oder
Umbaumaf$nahmen im Bereich der
Energieversorgung sein.

Um Deutschland zu modernisieren
und fit fir die Zukunft zu machen,

WE BRAND|
DENT DES psTGgg

der Stadt Abensberg

braucht es einen Paradigmenwech-
sel in der Politik. Nicht Bedenken
oder Verhinderungspolitik, sondern
ein Zukunftskonzept muss Leitlinie
fiir die Politik sein. Ein Blick auf den
ungebrochenen Anstieg der Aus-
gaben fiir soziale Leistungen trotz
Hochststanden bei der Beschafti-
gung zeigt, dass es auch in diesem
Bereich ein Umdenken geben muss.
Trotz
tung in der Bevolkerung werden

steigender Erwartungshal-
wir zukinftig nicht mit immer we-
niger Beitragszahlern immer mehr
und immer bessere Leistungen
versprechen kénnen. Wir miissen
die derzeitigen Uberschiisse in den
Haushalten in Zukunftsinfrastruk-
turen, Bildung und Modernisierung
investieren. Deutschland darf nicht
langer von der Substanz leben und
Versprechungen machen, die in
schlechterer konjunktureller Lage
nicht eingeldst werden konnen.

Die Kommunen in Deutschland
sind der Motor der Veranderung. Sie
brauchen klare Leitlinien und aus-
reichende Spielraume, um Deutsch-
land zu modernisieren, zu digitali-
sieren und sozial zu gestalten. Dies
ist Wunsch und Auftrag an eine
handlungsfahige Regierung in der
neuen Legislaturperiode. =

ist durch den
Verzicht auf Zu- gkamen). Brang wurde
kunftsinvestiti-
onen teuer er-

kauft.
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INTEGRATION & BERUFSEINGLIEDERUNG

ZENTRUM FUR

INTEGRATION & BERUFSEINGLIEDERUNG

EIN KONZEPTVORSCHLAG

ie Bundesrepublik und Bay-
ern stehen in Anbetracht

der die
durch Krieg, Verfolgung und wirt-
schaftliche
verursacht ist, vor enormen Her-

Migrationswelle,
Rahmenbedingungen

ausforderungen. Die Ersterfassung,
Unterbringung, Integration und
Folgeunterbringung von Hundert-
tausenden ist eine Aufgabe, die alle
staatlichen und gesellschaftlichen

Ebenen fordert und betrifft.

Die Akzeptanz der Fliichtlinge und
Asylsuchenden durch die Gesell-
schaft wird in hohem Maf3e auch da-
von abhdngen, wie schnell es gelingt,
diese Menschen zu integrieren und
sie aus den Systemen der sozialen
Transferleistungen in ein wirtschaft-
lich eigenverantwortetes Leben zu
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uberfiithren. Die Fliichtlinge unter-
scheiden sich extrem betreffend
ethnischer Abstammung, Herkunft,
Religion, Sprache, Bildung, Kultur
und Sozialisierung. Diese heteroge-
ne Gemengelage birgt zusatzliche
Herausforderungen fir eine ziigige
gesellschaftspolitische  Eingliede-
rung in das neue Lebensumfeld und
den neuen Kulturkreis Deutsch-
land.

Wahrend sich (immer abhédngig von
der Anzahl) nach Auskunft von Pa-
dagogen die parallele Beschulung
von Kindern mit Migrationshinter-
grund in den Jahrgangsstufen 1 und
2 noch relativ leicht bewerkstelligen
lasst, wird dies ab den folgenden
Jahrgangsstufen immer schwerer.
Eine zu intensive Hinwendung an

Von Dr. Uwe Brandl

die Schiiler, die sprachlichen Barri-
eren gegeniiberstehen, verlangsamt
unter Umstdnden die Vermittlung
des Lernstoffes in einer Weise, die
den anderen Mitschiilern nicht zu-
gemutet werden kann.

Heranwachsende und Erwachse-
ne Fliichtlinge stehen ebenfalls vor
der Aufgabe, die deutsche Sprache
zu erlernen und sich beruflich erst-
oder nachzuqualifizieren, um tiber-
haupt Fuf$ fassen zu kénnen.

Industrie und Handwerk sind ge-
halten, sich an einem breit ange-
legten und zligigen Integrations-
prozess finanziell und personell zu
beteiligen.

LOSUNGSVORSCHLAG

In Kommunen oder Regionen ent-
stehen Zentren fiir Integration
und Berufseingliederung. Aner-
kannte Asylbewerber und Personen
mit dauerhaftem Duldungsstatus
werden in dieser Einrichtung durch
padagogisch geschultes Personal
modular mit der deutschen Spra-
che, den Kulturtechniken sowie so-
zialen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen vertraut gemacht. Sind
ausreichende Sprachkenntnisse vor-
handen, gliedert sich eine Nachqua-
lifizierung und Anerkennung in das
deutsche Berufssystem oder der Be-
such der verschiedenen Schulen an.

Eine Vernetzung mit der Bun-
desagentur und den Jobcentern
ermoglicht die unmittelbare Wei-
tervermittlung in Ausbildung bzw.



Beruf. Eine weitere Vernetzung si-
chert die Versorgung der erfolgrei-
chen Absolventen mit Wohnraum.

VORAUSSETZUNG & AKTEURE

Es wird ein zentraler, mdglichst gut
an die OPNV-Infrastruktur ange-
bundener Ort gefunden, an dem ein
leeres Schulgebdude vorhanden ist.
Alle Anerkannten bzw. Dauerbe-
rechtigten ab dem zehnten Le-
bensjahr besuchen unmittelbar im
Anschluss oder anstelle des Integ-
rationskurses das Zentrum fir In-
tegration oder - sofern es sich um
Schulpflichtige handelt - die an
den Schulen eingerichteten For-
derklassen. Inwieweit der Besuch
mit finanziellen Anreizen bzw. der
Nichtbesuch mit finanziellen Ab-
strichen verbunden werden kann, ist
zu priifen.

In einer ersten Stufe werden - je
nach Vorkenntnissen und Lernge-
schwindigkeit — Sprache, Kultur und
Rechtsrahmen der Bundesrepublik
vermittelt. Eine Durchléssigkeit in
die Regelschulen oder in fortge-
schrittene Lerngruppen ist immer
nach Bewertung und Priifungser-
gebnissen moglich. Hierfir steht
padagogisch ausgebildetes Personal
des Staates zur Verfiigung (Lehrkraf-
te, die die Staatsnote nicht erreicht
haben, Studenten, etc.).

In einer zweiten Stufe gliedert sich
die berufliche Nachqualifizierung
von Personen an, die tiber eine ab-
geschlossene oder begonnene Be-
rufsausbildung in ihren Heimat-
landern verfiigen. Ziel ist es, diesen
Personenkreis schnell an deutsche
Arbeitsstandards
und am Ende in Arbeits- und Aus-

heranzufiihren

bildungsprozesse zu vermitteln. In
diesem Bereich iibernehmen Aus-
bildungsmeister der Industrie und

des Handwerkes die Betreuung. In-
dustrie und Handwerk ordnen diese
Krafte kostenfrei ab.

In einer dritten Stufe, die mit der
zweiten bereits eng und zielorien-
tiert vernetzt ist, bemiihen sich Ar-
beitsagentur und Jobcenter bereits
um die Sichtung und die Weiterver-
mittlung der kiinftigen Absolventen.
Um dies zu vereinfachen, wird eine
digitale landkreisweite und inter-
regional vernetzte Jobborse aufge-
baut, in die freie Arbeits- und Aus-
bildungsstellen unmittelbar von
den Betrieben eingepflegt werden
konnen. Wer erfolgreich absolviert
und zudem in ein Arbeitsverhaltnis
vermittelt wird, wird tiber ein wei-
teres Netzwerk in die Vermittlung
von Wohnraum eingebunden und
bei der Vergabe besonders bertick-
sichtigt.

FINANZIERUNG

Die ziigige Integration von Flicht-
lingen kann nur gemeinsam bewal-
tigt werden. Primar zustandig bleibt
allerdings der Staat. Die Wirtschaft
kann mit Geld, Personal und Raum
einen wesentlichen Beitrag leisten
und partizipiert am Eingliederungs-
erfolg, indem sie Fachkrifte gewinnt.
Unter Umstdnden finden sich Fir-
men als Paten und Geldgeber.

PERSONALKOSTEN
SACHKOSTEN
ERSTAUSSTATTUNG
FOLGEKOSTEN

MIETEN & UNTERHALT
SONSTIGES WIE EDV & GERAT
SUMMA 1. JAHR

AB 2. JAHR

Kommunen konnten freie Schul-
gebdude zur Verfiigung stellen und
sich so einen Standortvorteil als
Ausbildungsort verschaffen. Betrie-
be konnen ihre Brachen einbringen.
Geht man in einem Beispielland-
kreis von ca. 800 zu betreuenden
Personen aus, ergibt sich ein Perso-
nalbedarf von ca. 20 Padagogen und
20 Ausbildern.

ZIEL

Die Besucher des Integrationszent-
rums sind nach spatestens drei Jah-
ren als Arbeitskrafte verfiigbar und
haben ausreichende Kenntnisse der
deutschen Sprache. Sie kennen und
respektieren die Werte und Gesell-
schaftsordnung ihrer neuen Hei-
mat. =

Der Autor: Dr. Uwe Brand|,
Prdsident des Deutschen Stddte- und
Gemeindebundes

p.a. ca. 1,3 Mio.
0,5 Mio.

p-a. 50.000
p-a. 50.000
p-a. 50.000
ca. 2 Mio.
ca. 1,5 Mio.
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Bfusselef
GERUCHT!

von Dr. Klaus Nutzenberger

o

s ist wieder einmal Zeit, sich
E an die Europdische Migrati-

onspolitik zu erinnern. Es gibt
sie noch, jawohl, wobei den Beam-
ten in der Europdischen Kommis-
sion in der Rue de Luxembourg in
Briissel, darunter viele Deutsche,
durchaus Fleifs und Ideenreichtum
zugesprochen werden sollte. Der
DStGB hat dies bei mehreren Besu-
chen in der letzten Zeit feststellen
konnen. Die Europdische Migrati-
onspolitik ist jedoch auch gehandi-
capt und in grofien Teilen negativ
vorbestimmt durch die mangelnde
Unterstiitzung seitens der Natio-
nalstaaten, die sie insbesondere Ost-
lich der Linie Stettin-Passau-Lindau
de facto als reine Abschottungs-
politik verstehen. Westlich und
sidlich der Linie Aachen-Basel
wird dem zwar widersprochen,
aber eben deutlich weniger als im
Herzen Europas an der Spree. Wir
haben also eine Dreiteilung Euro-
pas in dieser Frage. Der o.g. dritte
Teil ist dabei tbrigens in der letz-
ten Zeit immer kleiner geworden.

Wir sollten jedoch der Versuchung
widerstehen, quasi einem immerzu
wiederholenden Mantra folgend,
die EU-Politik auf diesem Gebiet
als komplett gescheitert anzuse-
hen. Das ist sie trotz allem nicht,
sie greift sogar in den letzten Mo-
naten stdrker und sie verfolgt da-
bei eine Mehrfachstrategie. Sie
lautet: ,Schutz der Auflengrenzen,
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Behandlung der Asylantrdge nach
rechtsstaalichen Methoden, ggf.
auch Entlastung besonders betrof-
fener EU-Staaten (Familiennach-
zug ist Gibrigens nicht in der EU-Ge-
setzgebung enthalten) und - wenn
die Verfahren abgeschlossen sind
- Verteilung und Integration der
Neuankommmlinge®.  Zugegeben:
Das System wird oft durchl6chert,
aber es existiert noch. Die Zahlen
sinken, u.a. durch die Abkommen
mit Drittstaaten, wobei durchaus
Kritik angebracht scheint, aufgrund
welcher Methoden.

Doch wenden wir uns dem zu, was
Erich Kastner immer als die ,,Suche
nach dem Positiven“ bezeichnet
hat. Die Kommission hat erkannt,
dass diejenigen Staaten, die sich
nicht einfach auf den Punkt stellen,
die Aufnahme und Verteilung von
Migranten sei Sache eines jeden ein-
zelnen EU-Mitgliedstaates, geholfen
werden muss. Wie? Zundchst ein-
mal durch die Gewahrung von Mit-
teln aus den verschiedenen Fonds
der Europdischen Union. Dort liegt
generell viel Geld - allerdings in be-
scheidenem Umfang fiir Migranten,
weil man um 2013/14, den Jahren der
Entscheidung, eben noch nicht mit
der Situation vom September 2015
rechnete. Hier missten Sonderpro-
gramme her. Zudem ware das Thema
,2Gelder fir die Flichtlingsaufnah-
me” ein Punkt fiir die anstehenden
EU-Budgetverhandlungen fiir den
Haushalt ab 2021.

Aber - um Kastner ein zweites Mal
zu zitieren - ,es gibt nicht Gutes, au-
fer man tut es* (jetzt). Und hier hat
die EU-Kommission in den letzen
Wochen auch eine gute Idee gehabt.
Sie will den Mitgliedstaaten bei der
optimalen Nutzung von EU-Mitteln
im Migrationsbereich helfen und
hat ein Toolkit (,Werkzeugkasten®/
Handbuch) fiir nationale und regi-

onale Behorden veréffentlicht, das
»diesen dabei helfen soll, ihre Strate-
gien und Projekte zur Integration von
Migranten besser zu gestalten und
verfiighare EU-Mittel ausfindig zu
machen.” Das Toolkit behandelt

finf Schwerpunkte fiir ,ganzheitli-
che, wirksame und langfristige Inte-
grationsstrategien®. Sie lauten:

«  Aufnahme,

+  Bildung,
Beschaftigung,

* Wohnen und

+  Zugang zu dffentlichen Diensten
(fiir Migranten).

Gekoppelt an diese funf Schwer-
punkte werden hier die drdn-
gendsten Herausforderungen
beschrieben und passende Unter-
stiitzungsmafdnahmen vorgeschla-
gen. Sie konnen alle mit dem jeweils
geeigneten EU-Fonds kombiniert
werden. So konnen beispielsweise
im Bildungsbereich unterschied-
liche EU-Fonds gemeinsam ge-
nutzt werden, um Schulen in-
klusiver und segregationsfrei zu
gestalten. Weiter bezuschusst der
Europdische Fonds fiir regionale
Entwicklung (EFRE)
und barrierefreie Einrichtungen.
Der Europdische Sozialfonds (ESF)
und der Asyl-,

Integrationsfonds (AMIF) eignen

verbesserte

Migrations- und

sich zur Forderung von besonde-
ren Schulungen fiir Lehrkrifte im
Zusammenhang mit der Verhinde-
rung des Schulabbruchs und der
FEAD (Benachteiligte Personen)
stellt materielle Unterstiitzung fir
bediirftige Schiilerinnen und Schii-
ler bereit. Den Mitgliedstaaten und
Regionen stehen zudem EU-Instru-
mente zur Verfiigung, mit denen sie
unterschiedliche Arten von Integra-
tionsprojekten férdern kdnnen, z.B.
Sprachkurse, Gesundheitsversor-
gung bei der Ankunft, Unterstiit-


http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=2650
http://www.esf.de/portal/DE/Startseite/inhalt.html
http://www.bamf.de/DE/DasBAMF/EU-Fonds/AMIF/amif-node.html
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1089

zung von Migranten bei der Suche
nach einer Arbeit, einer Wohnung
und einem Platz in der Gesellschaft
usw. Hierfiir konnen vornehmlich
Mittel aus den europdischen Struk-
tur- und Investitionsfonds (ESI-
Fonds), dem Asyl-, Migrations- und

Integrationsfonds (wieder AMIF)

und dem Europdischen Hilfsfonds
fiir die am starksten benachteiligten
Personen (FEAD) genutzt werden.

Die Kommission betont dabei:

»Wenngleich die Hauptverantwor-
tung fiir Integrationsfragen bei den
Mitgliedstaaten liegt, hat die EU mit
ihrem Aktionsplan fiir Integration
von 2016 MafsSnahmen ergriffen, um
den Mitgliedstaaten Anreize und
Unterstlitzung flir die Férderung der
Integration von Drittstaatsangehé-
rigen zu bieten. Dazu zdhlt auch der
gezielte Einsatz von Geldern und an-
deren Instrumenten zur Forderung
des sozialen und wirtschaftlichen
Zusammenhalts in den Mitglied-
staaten.“ Eine der (aus Sicht der
Kommission herauszuhebenden)
Mafdnahmen im Rahmen der neu-
en europaischen Agenda fiir Kom-
petenzen ist die Schaffung eines
EU-Instruments zur Erstellung von
Kompetenzprofilen fiir Drittstaats-
angehorige. Dabei handelt es sich
um einen Off-/Online-Webeditor,
der es Drittstaatsangehorigen er-
moglicht, ihre Kompetenzen, Qua-
lifikationen und Erfahrungen so
darzustellen, dass sie EU-weit fir
Arbeitgeber, Bildungsanbieter und
Organisationen, die mit Migranten
arbeiten, gut verstandlich sind.

Die Kommission ist demnach bereit,
sich an den Integrationskosten zu
beteiligen. Es liegt an Deutschland
und anderen, die Mittel dazu zu er-
hohen. Diese Entscheidung obliegt
Prasident Juncker nicht.

Der guten Ordnung halber sollte
man jedoch noch einen Punkt er-
wahnen, der nichts mit o.g. Finan-
zierung von Programmen zu tun
hat, sondern mit einer Frage, die ge-
rade in Deutschland viel Aufsehen
erregt. Es ist die stockende Abschie-
bepraxis gerade in Deutschland.
Hier hat die Kommission in einem
Gesprach mit dem DStGB anklin-
gen lassen, dass man sich vorstel-
len konnte, den Nationalstaaten
und deren nachfolgenden Ebenen
bei der Frage der Abschiebungen

starker organisatorisch zur Seite zu
stehen. Die Grenzschutzagentur
FRONTEX, mit Sitz in Warschau,
konnte bei dem Ausbau der Kapa-
zitditen und gewissen rechtlichen
Anderungen durchaus genutzt wer-
den. Auch hieriiber denkt man also
in Briissel nach. Alles in allem kann
man folglich der Behorde in Briissel
eines nicht vorwerfen: Untatigkeit
und mangelnde Flexibilitait. Doch
dafiir braucht es politische Kraft auf
der anderen Seite. Wie sagt der Bri-
te: It takes two to Tango. =

StadtRad
LandRad
GemeindeRad

3. Deutscher Kommunalradkongress
19. September 2018, Gottingen
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BEMESSUNG GRUNDSTEUER

BUND & LANDER MUSSEN
GRUNDSTEUERREFORM
SOFORT ANGEHEN!

oglicherweise wird das
IVI Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) in diesem Friih-

jahr die der Grundbesteuerung zu-
grunde liegende Immobilienbewer-
tung fir verfassungswidrig erkldren.
Bund und Lander miissen unver-
zliglich eine Grundsteuerreform ge-
setzlich regeln und umsetzen. Den
Gemeinden drohen ansonsten rund
14 Milliarden Euro Grundsteuerein-
nahmen jahrlich wegzufallen, was
verheerende Folgen fiir die kom-
munale Selbstverwaltung hdtte und
nicht zu verkraften ware.

14 Milliarden Euro - das ist mehr,
als in Summe in den Kommunen
jahrlich fir freiwillige kommuna-
le Selbstverwaltung tberhaupt zur
Verfiigung steht. Der Ausfall dieser
Mittel wiirde in sehr vielen Gemein-
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den die Kommunalpolitik enorm

einschranken und die Lebensquali-
tat der Biirgerinnen und Biirger und
die Standortbedingungen fiir Unter-
nehmen spiirbar verschlechtern.
Umso unverstandlicher ist, dass
Bund und Lander in einem Zeitraum
von mehreren Jahrzehnten keine
Grundsteuerreform umgesetzt ha-
ben. Der DStGB mahnt seit vielen
Jahren die Grundsteuerreform an,
um die Grundbesteuerung auf eine
gerechte, nachvollziehbare, umsetz-
bare und rechtssichere Grundlage zu
stellen.

Dennoch erfolgte die letzte Haupt-
feststellung als Grundlage der Be-
wertungen 1964 in Westdeutsch-
land, 1935 in Ostdeutschland. Nicht
zuletzt dies wurde sehr kritisch am

Foto: © grafikplusfoto- Fotolia.com

16. Januar 2018 vor dem BVerfG bei
der mindlichen Verhandlung zu
Verfassungsbeschwerden und Rich-
tervorlagen zu Fragen des Bewer-
tungsrechts und der Grundbesteue-
rung in den Verfahren zu den Az. 1
BvR 639/11; 1 BVvR 889/12; 1 BvL 11/14;
1 BvL 12/14; 1 BVL 1/15 thematisiert;
verzerrte Bewertungen konnten als
Verletzung des Art. 3 GG mit dem
Verbot der Ungleichbehandlung ge-
sehen werden.

Das BVerfG wird seine Entscheidung
zu diesen Verfahren wahrschein-
lich im Frihjahr 2018 verkiinden.
Man muss damit rechnen, dass das
BVerfG die Verfassungswidrigkeit
des Bewertungsrechts und damit
der darauf basierenden Grundbe-
steuerung feststellen wird. Wahr-

scheinlich wird das Gericht die



Grundbesteuerung nicht sofort fiir
nichtig erklaren mit der Folge, dass
diese auszusetzen ware. Es deutet
sich vielmehr an, dass das BVerfG fur
den Fall der Feststellung der Verfas-
sungswidrigkeit einen Ubergangs-
zeitraum der Fortgeltung des bishe-
rigen Bewertungsrechts aussprechen
wird. Sowohl fiir die Schaffung einer
neuen gesetzlichen Grundlage fir
das Bewertungsrecht als auch fiir die
administrative Durchfiihrung einer
neuen  Hauptfeststellung/Grund-
stiicksbewertung und die darauf
gestiitzte neue Grundbesteuerung
insgesamt.

Schwierig ist, dass infrage steht,
ob eine Reformgesetzgebung zur
Grundsteuer nach den Ergebnissen
der Foderalismusreform I im Jahr
2006 tiberhaupt in die Bundeskom-
petenz fallen wiirde oder nicht. Die
daftr
konnte vielmehr in der Hand der

Gesetzgebungskompetenz

Bundesldander liegen, woraus sich
eine Regionalisierung der Grund-
steuer ergeben wiirde. Der Gesetzes-
entwurf des Bundesrates aus 2016
zur Grundsteuerreform wurde des-

GRUNDSTEUER
BEMESSUNG

halb zusammen mit dem Vorschlag
einer Verfassungsanderung vorge-
legt mit dem Ziel, die Zustandigkeit
des Bundes klarzustellen. Der Koa-
litionsvertrag der alten Bundesre-
gierung hatte schon die Grundsteu-
erreform vorgesehen - ohne diese
umzusetzen! Umso mehr muss die
neue Bundesregierung dies endlich
mit den Landern verwirklichen.

Diskutiert wird zudem, eine neue
C fur
Grundstiicke einzufithren, um so

Grundsteuer unbebaute
Spekulanten entgegenzutreten und
mehr Bebauung zu erreichen.

Vor dem BVerfG wurde intensiv
die Frage diskutiert, wie viel Zeit
die Durchfithrung einer neuen
Hauptfeststellung brauchen wer-
de. Genannt wurden in diesem Zu-
sammenhang unterschiedliche not-
wendige Zeitrdume, zwischen sechs
bis hin zu mindestens zehn Jahren.
Die Anmerkungen des BVerfG zur
Frage eines denkbaren Ubergangs-
zeitraums der Fortgeltung verfas-
sungswidrigen = Bewertungsrechts
gingen dahin, dass dieser nur als

Ubergang zur Schaffung verfas-
sungsmafliger Verhdltnisse denk-
bar sei und bislang ein Zeitrahmen
von zehn Jahren nie ausgesprochen
wurde. Daher wird sehr bedeutsam
sein, ob und welchen Ubergangs-
zeitraum das BVerfG gewdhren
wird, evtl. aufgeteilt fiir den Zeitrah-
men einer gesetzlichen Neuregelung
tiber die Grundsteuer einerseits und
der administrativen Einfithrung und
Umsetzung andererseits.

Bund und Landern muss allerdings
klar sein, dass diese Fragen seit Jah-
ren und Jahrzehnten zur Klarung
anstehen. Thr Versdumnis darf sich
nicht zum Dilemma fir die Kom-
munalfinanzen auswachsen. Es
wird eine erhebliche Herausforde-
rung werden, die rund 36 Millionen
Grundstiicke in Deutschland neu
zu bewerten. Umso mehr gilt, dass
es keinen Zeitverzug bei der Grund-
steuerreform mehr geben darf! =

Der Autor: Uwe Zimmermann

ist Stellvertretender Hauptgeschdfts-
fiihrer des Deutschen Stddte- und
Gemeindebundes

Die fur die Bemessung der Grundsteuer wesentlichen
Einheitswerte basieren in den alten Landern auf der
letzten Hauptfeststellung im Jahr 1964, in Ostdeutsch-
land muss sogar auf den Hauptfeststellungszeitpunkt
1935 zuriickgegangen werden. Aus der lange zuriick-
liegenden Hauptfeststellung konnen verzerrte Bewer-
tungen resultieren, die als Verletzung des Art. 3 Abs. 1
GG mit dem Verbot der Ungleichbehandlung gesehen
werden konnten. Beim BVerfG sind daher zwei Verfas-
sungsbeschwerden (1 BVvR 639/1 und 1 BVvR 889/12) und
drei Richtervorlagen (1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14 und 1 BvL
1/15) zu Fragen des Bewertungsrechts und der Grund-
besteuerung anhangig.

Seit iber zwei Jahrzehnten debattieren und verhandeln
Bund und Ldnder mittlerweile iiber eine Reform der
Grundsteuer, ohne Ergebnis. Erschwerend kommt hin-
zu, dass mit den Ergebnissen der Foderalismusreform
I im Jahr 2006 fraglich ist, ob eine Grundsteuerreform
tiberhaupt in die Bundeskompetenz fallen wiirde. Die
vom Bundesrat mehrheitlich gegen die Stimmen Bay-
erns und Hamburgs angenommenen Legislativvor-
schlige sahen neben der Anderung des Bewertungsge-
setzes daher auch Anpassungen am Grundgesetz vor,
wonach der Bund explizit die konkurrierende Gesetz-
gebung tiber die Grundsteuer erhalten hdtte. Hinge-
wiesen sei darauf, dass aufgrund des Prinzips der sach-
lichen Diskontinuitdt die Gesetzesvorschlage wieder
neu in den Bundestag eingebracht werden miissten.
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ENORME HERAUSFORDERUNG
FUR KOMMUNALE HAUSHALTE

s ist fast eine Binsenweisheit,
dass der demografische Wan-

del grofle Auswirkungen auf

die Kommunen haben wird. Verdn-
derungen von Einwohnerzahl und
-struktur gab es allerdings immer
schon; systematische Untersuchun-
gen Utber deren langfristige fiska-
lische Auswirkungen fehlten aber
bislang. Auf Grundlage eines neu er-
schlossenen Datensatzes konnte die
Dresdner Niederlassung des ifo Ins-
tituts im Auftrag der KfW erstmalig
eine Analyse der demografischen Ef-
fekte auf die kommunalen Ausgaben
fiir einen Zeitraum von iiber 60 Jah-
ren und fiir alle Stadte iiber 20 ooo
Einwohner durchfiihren.

Deutlich wurde dabei die enorme
Bandbreite demografischer Verdn-
derungen, die es in den deutschen
Stadten in den letzten Jahrzehnten
gegeben hat. Wesentliche Erkennt-
nis ist, dass sogenannte ,Kosten-
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remanenzen‘ schrumpfende Kom-
munen vor besondere fiskalische
Probleme stellen: Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt, insbesondere fiir
Personal und Sachaufwand, sinken
bei Bevolkerungsriickgang nicht im
gleichen Maf3e, wie sie bei Bevolke-
rungswachstum zunehmen. Folg-
lich fallen die Pro-Kopf-Ausgaben in
Stadten mit Bevilkerungsabnahme
hoher aus. Zugleich zeigt sich, dass
der Wirkungsgrad der Ausgaben in
schrumpfenden Stddten geringer
ausfallt. Um die gleichen Ergebnisse
kommunaler Leistungen zu erzie-
len, miissen diese Stddte also mehr
Geld ausgeben. Konnen sie dies auf
Grund ihrer angespannten Haus-
haltslage nicht, kann auch nicht die
gleiche Qualitdt und Quantitat der
Daseinsvorsorge erreicht werden.

Schrumpfende Kommunen sind also
doppelt betroffen: durch hohere
Pro-Kopf-Kosten und durch sinken-

Foto: © Waldbach-Fotolia.com

de Effekte dieser Ausgaben. Bereits
heute sind die regionalen Disparita-
ten in Deutschland teilweise so grofs,
dass es fiir schrumpfende Regionen
schwierig ist, die notwendigen An-
passungs- und Aufholprozesse um-
zusetzen. Die Ergebnisse der Studie
verdeutlichen somit auch die demo-
grafischen Risiken steigender Un-
gleichheit zwischen den Regionen
Deutschlands. Dieser Befund unter-
streicht, dass es sich bei der Bewalti-
gung der Folgen des demografischen
Wandels um eine gesamtstaatliche
handelt. Dabei
sind sowohl der Bund und die Lan-

Herkulesaufgabe

der als auch die Kommunen selbst
auf vielfaltige Art und Weise gefor-
dert, auf diese Herausforderungen
starker als bislang zu reagieren.

Ziel der Politik sollte die ,Demo-
grafiefestigkeit” jeder Entscheidung
sein. Die Studie legt nahe, dass da-
fir vor allem in schrumpfenden
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Auswirkungen der Demografie auf kommunale Ausgaben

= Anpassungvon Gesamit-,

Investitions- und Sach-
ausgaben in gleichem
Umfang moglich

= Leichte Entlaztung bei
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Ge=amt-, Personal-und
Sachausgaben
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CQuielle: Frei et al. (2017), eigene Darstellung

Kommunen eine vorausschauende
Planung des Personal- und Sachmit-
teleinsatzes sowie frithzeitige Anpas-
sungsinvestitionen notwendig sind.
Die erwartete Bevolkerungsentwick-
lung und die damit einhergehenden
Risiken miissen dafiir starker be-
riicksichtigt werden. Grundsatzlich
muss auch akzeptiert werden, dass
bei Bevolkerungsriickgang vielleicht
nicht mehr alle Leistungen in glei-

© KM 2018

chem Umfang angeboten werden
konnen. Das darf im Gegenzug je-
doch nicht bedeuten, Kommunen
kaputtzusparen. Eher gilt es, durch
neuartige und flexible Ansdtze die
kommunale Leistungsfahigkeit dau-
erhaft sicherzustellen, zum Beispiel
indem starker als bisher kooperative
oder digitale Losungen angestrebt
werden.

© KW 2017

All dies erfordert natiirlich auch ent-
sprechende Rahmenbedingungen
und Planungssicherheit, insbeson-
dere bei den kommunalen Einnah-
men. Durch Konnexitat und eine an-
gemessene Finanzausstattung muss
sichergestellt werden, dass Kommu-
nen auch bei angespannten Haus-
halten auf demografische Heraus-
forderungen reagieren konnen. Um
der Anreizproblematik bei unpo-
puldren oder unrentierlichen Maf3-
nahmen wie Riickbau Rechnung
zu tragen, konnten dariiber hinaus
Zuschiisse oder Kooperationspra-
mien ,schmerzlindernde® Anreize
setzen, die notwendigen Schritte
tatsachlich in Angriff zu nehmen.
Ein breiter Konsens zwischen Poli-
tik, Verwaltung und Biirgern wird
fuir dieses schmerzhafte Umsteuern
notig sein. Die gegenwartigen Rah-
menbedingungen sind aber so gut
wie selten, um die Aufgabe erfolg-
reich anzugehen. =

Die Autoren: Dr. Stephan Brand

und Dr. Johannes Steinbrecher,
KfW Research
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ONLINEZUGANGSGESETZ

BEAMTE BASTELN AM INTERNET...

DEUTSCHLAND SUCHT ANSCHLUSS BEIM
,ONLINE-BURGER"

rstaunliches tut sich in unse-
Erem Land: Bund und Lander

entdecken die Biirgerinnen
und Biirger als Onlinekunden. Das
Zauberwort ,Digitalisierung® ent-
faltet seine Wirkung, es offnet die
Herzen und Geldbeutel fiir grofie
Projekte von Bund und Landern.
Damit das Geld Verwendung findet
und die Kundschaft bedient wird,
erfindet der Bund unter dem Deck-
namen ,Onlinezugangsgesetz“ ge-
rade das Internet neu. Genauer ge-
sagt, nicht das ganze Internet, nur
einen Teil davon: das ,, Behorden-In-
ternet”

DAS GESETZ

Am 14.08.2017 ist das Gesetz zur
Verbesserung des Onlinezugangs
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zu Verwaltungsleistungen (Online-

zugangsgesetz — OZG) in Kraft ge-
treten und verpflichtet Bund und
Lander bis zum Jahr 2022 dazu, ein
umfassendes Online-Angebot fiir
Verwaltungsleistungen  vorzuhal-
ten. Das Gesetz erwdhnt an keiner
Stelle die Kommunen. Verschie-
dentlich, auch im Bundesinnen-
ministerium, wird so getan, als ob
auch die Kommunen verpflichtet
seien, nach diesem Gesetz zu han-
deln. Artikel 28 II des Grundge-
setzes und Artikel 57 der Nieder-
sachsischen Verfassung schiitzen
Gott sei Dank aber die kommunale
Selbstverwaltung. Daher bedarf es
zundchst noch eines Gesetzes, das
konkrete Regelungen fiir die Kom-
munen trifft und die Finanzierung
regelt. Oder aber, die beste Losung

Von Thorsten Bullerdiek

von allen: Die Angebote von Bund
und Léandern sind so gut, dass alle
Kommunen sie haben moéchten.

DAS ZIEL

Kurz gesagt: Die Biirger und Unter-
nehmen sollen bis zum Jahr 2022
rund um die Uhr iiber die Verwal-
tungsportale von Bund, Lindern
und Kommunen mit allen mogli-
chen Onlinedienstleistungen be-
Viele Angebote
sollen endlich Nachfrage bei zum

glickt werden.

Teil eher tristen Angeboten auf der
Bundes-  (http://www.amtlich-ein-
fach.de und Landesebene (z. B. Biir-
gerservice Niedersachsen: http://

buergerservice.niedersachsen.de)
schaffen. Interessierte Dienstleis-

ter behaupten zudem standig, dass

Foto: © peshkova- stock.adobe
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die Biirgerinnen und Biirger hierauf
dringend warten. Alle Biirger? Ich
nicht, aber gut, ich mag ein schwe-
rer Ausnahmefall sein.

BASTELN AM
,BEHORDEN-INTERNET"

Ach, das konnte schén sein: schnell
und online, auf sicherem Weg den
Behordenkram und alles was wich-
tig ist, rechtssicher online zu erle-
digen. Versprochen wurde es uns ja
schon oft, aber bisher will es nicht
so recht klappen. Die ,Online-
blirger” gehen lieber ins Rathaus,
schreiben Briefe, Mails oder rufen
ihre Stadt oder Gemeinde direkt
an. Doch gibt es nun wohl bald das
,Behorden-Internet” und das funk-
tioniert ganz vereinfacht so:

1. Der erfolglose elektronische
Personalausweis, wird mit dem
wenig genutzten Callcenter D115
und einem Verbund der Portale
von Bund, Lindern und Kom-
munen zusammengepackt. Die
Portale sind zwar schon verbun-
den (das nennt sich Internet),
aber das vertiefen wir hier besser
nicht.

2. Dazu gibt es einen echten Kra-
cher: ein (bisher von Biirgern
nicht genutztes) Servicekonto.
In Niedersachsen nennt sich
das System zum Beispiel NAVO
(Niedersachsisches Antragssys-
tem fiir Verwaltungsleistungen
Online).

3. Obendrauf kommt als Sahne-
haubchen ein Suchsystem: ,Das
Beamtengoogle“ und fertig ist
das ,,Behorden-Internet®

WAS WIRD ANGEBOTEN?

+  Alle Verwaltungsleistungen.
Naja, fast alle, genauer: ,alles
was online-fahig ist also all das,
was die bastelnden Beamten bei
Bund und Landern als ,,alles” be-
trachten. Fiir Niedersachsen soll
es wohl das Angebot des Biir-
ger- und Unternehmensservice
(BUS) Niedersachsen werden:
https://m.bus.niedersachsen.
de. Bei derartigen Allesk6nnern
ist das grundlegende Problem,
dass sie meist zu viel konnen
wollen, untibersichtlich werden
und mangelhaft in der Spezia-
lisierung sind. Sinnvoller ware
es, die besten Dienstleistungen,
erstmal mit einer verniinftigen
Finanzierung weiter auszubauen
und biirgerorientiert anzubie-
ten. Etwa die Beantragung von
Standesamtsurkunden, die
Anmeldung von Hunden zur
Hundesteuer, die Online-Steu-
ererkldarung, das Payment fiir
Verwarngelder. Weniger kann
und wird erstmal mehr sein.

+ Servicekonten weisen die Nut-
zerin/den Nutzer rechtssicher
aus und sollen den Zugang zu
den angebotenen Dienstleis-
tungen ermoglichen. Hessen
und Bayern kooperieren aktuell
beim Servicekonto. Dort werden
ein Servicekonto mit elektroni-
schem Postfach und Bezahlméog-
lichkeit, Antragsmanagement
fiir Online-Verwaltungsprozesse
und ein Web-Shop angeboten.
Niedersachsen plant, seinen
aktuellen Biirgerkonto-Dienst zu
erneuern. Zu hoffen bleibt, dass
die Biirgerinnen und Biirger und
die Unternehmen den Service
auch attraktiv finden und die
Servicekonten wirklich nutzen.

+ Ein einheitliches Zahlungssys-
tem (Payment) ftr alle On-
line-Bezahlvorgange in der Ver-
waltung soll sicheres Bezahlen
von Verwaltungsdienstleistun-
gen fiir Biirgerinnen und Biirger
ermoglichen. Fir Verwaltungen
wird die Kommunikation mit
dem Bezahldienstanbieter
sicher abgewickelt und die An-
bindung an die Finanzverfahren
der Verwaltungen ermdglicht.
Diese Anwendung diirfte am
schnellsten Erfolg haben, da
hier medienbruchfrei Uberwei-
sungen erfolgen konnen und
die Nutzer wirklich Zeit sparen
konnen.

OB DAS ALLES KLAPPT?

Einige Zweifel sind angesichts der
unzureichenden Planung und Fi-
nanzierung der Mafinahmen fiiralle
Kommunen, durchaus angebracht.
Hinzu kommt, dass die bisherigen
Angebote von Bund und Landern
wie etwa der Elektronische Perso-
nalausweis, das Callcenter Duig, das
Niedersachsische Verwaltungspor-
tal NAVO und dhnliche Dienste we-
nig bis gar keinen Erfolg bei Biirgern
und Unternehmen hatten. Mit dem
Bund und den Lindern definieren
nun auch noch genau die Behorden
die Dienste, die bisher keinen Er-
folg hatten und zudem die wenigs-
ten eigenen Biirgerkontakte haben.
Aus Niederlagen kann man aber
lernen und die bisher erfolglosen
Systeme ganz oder teilweise abzu-
schalten, um ,auf der griinen Wie-
se“ neu anzufangen. Nattrlich mit
den Stadten und Gemeinden, die
Biirgerkontakte seit tiber tausend
Jahren vorweisen kénnen und mit
die auf der Hohe
der Zeit sind und bewiesen haben,

Dienstleistern,

dass sie die Menschen mit ihren
Produkten erreichen. Es konnte die
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ONLINEZUGANGSGESETZ

insgesamt gunstigere Variante ge-

geniiber der Anpassung und Integ-

ration der derzeit eingesetzten und

wenig genutzten Systeme sein.

ONLINE STATT OFFLINE -
WAS BRAUCHEN WIR,
UM AUFZUHOLEN?

1.

Vorfahrt fiir Breitband -
besonders auf dem Land!

Ohne flachendeckende Breit-
bandanbindung in jedem Win-
kel Deutschlands wird sich wei-
terhin nicht viel andern. Estland
macht es uns vor und will schon
in 2018 das dortige Breitband-
netz mit einer Ubertragungs-
geschwindigkeit von bis zu 100
Mbit/s ausgestattet haben. Zum
Vergleich: Deutschland liegt bei
durchschnittlich 15,3 Mbit (*).
Hier miissen wir schnellstens
nachziehen! Wir dirfen auch
nicht die Fehler der Vergangen-
heit wiederholen und in den
Grof3stadten mit dem Ausbau
der Glasfasernetze beginnen.
Nachdem die Grof3stadte Glas-
faser haben, ist das Geld auf-
gebraucht und der Landliche
Raum weiter abgehdngt, ein
Spiel, bei dem es ein paar Ge-
winner gibt und der Rest des
Landes verliert. Beim Glasfaser-
ausbau muss jetzt der Landliche
Raum endlich Vorfahrt haben,
damit die Potenziale des gesam-
ten Landes gestarkt werden.

. Sicherheit!

Immer mehr Cyberangriffe fiih-
ren dazu, dass sichere Transak-
tionen tber das Internet in Frage
gestellt und auf herkémmlichen
Wegen kaum mehr moglich sein
werden. Daher muss der Staat fir
deutlich mehr Sicherheit sorgen!
Gute Ansdtze sind in den neu
geplanten Servicekonten erkenn-
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bar. Wenn es endlich gelingt, die- 4.

se Konten so attraktiv zu gestal-
ten, dass jede Biirgerin und jeder
Blirger sich ein entsprechendes
Servicekonto zulegt und dieses
auch fir Geschiafte mit privaten
Anbietern aus Sicherheitsgriin-
den regelmaflig nutzt, dann sind
wir auf dem richtigen Weg.

3. Gute Angebote — wie in Estland!
Unsere Biirgerinnen und Biirger
nehmen Verwaltungsdienstleis-
tungen bisher nicht gern online
in Anspruch. Dies kann auch
daran liegen, dass es an verniinf-
tigen Angeboten fehlt. Schauen
wir zum Branchenprimus nach
Estland. Hier kann man unter
anderem schon:

Vertrage online unterzeichnen
(ohne sich zum Ort des Vertrags-
schlusses begeben zu miissen),

+ online wahlen,

digitale Rezepte von Arzten
abrufen, ohne sich hierfiir in
eine Praxis oder Klinik begeben
zu mussen,

+ innerhalb von 18 Minuten am
eigenen PC eine neue Firma
griinden,

staatliche Fordergelder (wie
Elterngeld) beantragen. (**)

Und nattrlich alles andere, was
man bei uns kann oder konnen
sollte. Hier qudlen wir uns bei vie-
len Anwendungen, mit denen wir
die Biirger erreichen kénnten, noch
mit zahlreichen - zum Teil auch
wirklich berechtigten - Bedenken.
Die Bedenken aufzunehmen, zu
diskutieren und mit den Kommu-
nen Losungen zu finden, ware ein
Waunsch an die Politik.

(*) Quelle: Statista 2017 - https://de.statista.com/

Geld!

Ohne eine stabile Finanzierung
ist nur wenig zu erreichen. Am
mangelhaften Breitbandausbau
in Deutschland kann man deut-
lich sehen wiesich schlechte Pla-
nung mit unzureichenden Mit-
teln auswirkt. Am Ende werden
ganze Landstriche abgehdngt,
die in Kauf nehmen miussen,
keine Entwicklungsmoglichkeit
mehrzu haben. Volkswirtschaft-
lich ein grober Unfug, der mo-
mentan lediglich durch die gute
gesamtwirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland kaschiert
wird. Daher kann und wird ein
Onlinezugangsgesetz auch nur
dann die Erwartungen erfiillen,
wenn es schnellstens Gelder fir
Breitband fir
alle gibt und alle angedachten

superschnelles

Maflnahmen fiir die geplante
Onlineinfrastruktur vollstindig
durchfinanziert sind.

Kommunen!

Gern vergessen, wenn es um die
grofle Politik geht. Aber wenn
nichts mehr funktioniert, wie
bei fehlender Breitbandanbin-
dung, vergessener Finanzierung
von Gesetzesvorhaben (zum
Beispiel bei der Kinderbetreu-
ung) oder notwendigem Biir-
gerkontakt, dann erinnern sich
Bund und Lander doch gern an
die freundlichen Dienstleister
vor Ort. Ohne die frithzeitige
Einbindung und die Finanz-
ausstattung der Kommunen fiir
die Umsetzung der geplanten
Vorschriften wird jedes Gesetz,
auch wenn es noch so viele Vor-
enthalt,
scheitern. Auch die modernste

schriften gnadenlos

Technik wird dann keinen Er-
folg haben.

(**) Quelle: (https://www.visitestonia.com/de/uber-estland/estland-eine-digitale-gesellschaft



6. Soziale Medien!

Die offentliche
muss endlich dahin, wo die Biir-

Verwaltung

gerinnen und Biirger schon lan-
ge sind! Dazu gehoren natiirlich
soziale Netzwerke, und zwar
die, bei denen wir eine grof3e
Zahl von Onlinekunden errei-
Facebook, WhatsApp,
Instagram, Twitter und andere

chen.

bergen nicht nur Risiken, wie
haufig vermittelt wird. Diese
Dienste werden gerade deshalb
genutzt, weil sie den Nutzern

7. Datenschutz unbedingt —

aber intelligent!

Ohne verniinftige Datenschutz-
regelungen ist unser Leben im-
mer weniger lebenswert. Wichtig
ist, dass Gesetzgebung, Service-
anbieter und der Datenschutz
an einem Strang ziehen. Die
Sicherheit
Daten muss unbedingt staatlich

personenbezogener

garantiert werden. Aber es muss
auch mdglich sein, Loésungen
fir gute und wichtige Angebote
zu finden, ohne sofort vom Da-

Wenn es gelingt, von Amazon, Face-
book, Google, WhatsApp und Co. zu
lernen, mit besserem Datenschutz
und mehr Sicherheit ein gutes An-
gebot zu schaffen, dann werden die
Bilirgerinnen und Biirger die On-
line-Angebote von Bund, Landern
und Kommunen auch nutzen. Bis
dahin ist noch ein weiter, langer und

steiniger Weg zu gehen. =

Der Autor: Thorsten Bullerdiek,
Sprecher und Beigeordneter des
Niedersdchsischen Stddte- und

Mehrwerte bieten. Eine Einbin- tenschutz ausgebremst zu wer- Gemeindebundes, u. a. auch Autor
,Verwaltung im Internet, 1997 und

2001, Verlag C.H. Beck

dung der Sozialen Medien darf den. Hier ist eine intelligente

daher kein Tabu sein. und konstruktive Politik gefragt,
die nicht nur auf die Rechtspre-
chung wartet, sondern auch
selbst Entscheidungen trifft. Nur
so wird Deutschland attraktiv fiir

Investoren bleiben.
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WEBAUFTRITTE BARRIEREFREI

KOMMUNALE WEBAUFTRITTE
MUSSEN BARRIEREFREI WERDEN

J hﬁu-hll-;. i -

e e s e

Das Projekt

n der StadteRegion Aachen ist
man stolz: Der Internetauftritt

www.staedteregion-aachen.de
wurde mit dem BITV-Test auf Bar-

rierefreiheit geprift und erhielt
die Note ,sehr gut®. Damit geniigt
er den Anforderungen, die die
Barrierefreie-Informationstech-
nik-Verordnung (BITV) definiert.
,Barrierefreiheit war bei unserer
Internetprasenz ein ,hartes’ Kriteri-
um’, erklart Holger Benend, Presse-
referent der StadteRegion Aachen,
»denn es ist uns wichtig, dass alle
Webseitenbesucher - auch Men-
schen mit Behinderungen - unsere
digitalen Angebote nutzen kon-

«

nen.
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Warum Barrierefrelheit?

Bamierefreiheit umsetzen

Was in der StadteRegion Aachen
umgesetzt wurde, wird zukiinftig fir
alle kommunalen Aufgabentrager
relevant. Dafiir sorgt die EU-Richt-
linie ,iber den barrierefreien Zu-
gang zu den Websites und mobilen
Anwendungen o6ffentlicher Stellen®.
Sie verpflichtet EU-weit alle 6ffent-
lichen Stellen zu barrierefreien In-
ternetseiten und Apps und legt zu-
dem fest, dass offentliche Stellen fur
ihre Webangebote eine ,detaillierte,
umfassende und klare Erklarung
zur Barrierefreiheit” bereitstellen
und diese regelmafSig aktualisieren.
Dartiiber hinaus ist die Einrichtung
eines ,Feedback-Mechanismus“ er-
forderlich, mit dem Nutzer Mangel
mitteilen und ausgenommene In-

formationen in zuganglicher Form
anfordern kénnen.

Nach dem  Inkrafttreten der
EU-Richtlinie im Dezember 2016 hat
Deutschland 21 Monate Zeit, um die
erforderlichen nationalen Rechts-
vorschriften zu erlassen. Danach
muss es zligig an die Umsetzung
gehen, denn die Ubergangsfristen
stehen bereits fest: Neuentwickelte
Webseiten miissen bis September
2019, bestehende bis September
2020 barrierefrei angeboten werden.
Fir mobile Anwendungen bleibt
Zeit bis Juni 2021.

Ob die EU-Richtlinie eingehalten
wird, soll Deutschland in Zukunft


http://www.staedteregion-aachen.de
http://www.bik-für-alle.de
http://www.bik-für-alle.de
http://www.bitvtest.de

regelmaflig tiberpriifen: Ein EU-wei-
tes Monitoringverfahren wird der-
zeit erarbeitet.

RICHTLINIEN FUR BARRIERE-
FREIHEIT: WCAG & BITV

Als Mafsstab fiir Barrierefreiheit
nennt die EU-Richtlinie die euro-
pdische Norm EN 301 549. Beziig-
lich des Webs gibt diese Norm den
internationalen Standard, die Web
Content Accessibility Guidelines
(WCAG), wieder. Die WCAG benen-
nen vier globale Prinzipien der Bar-
rierefreiheit: Webangebote miissen
wahrnehmbar, bedienbar, verstand-
lich und robust sein. Was das heif3t,
wird durch insgesamt 61 Erfolgskri-
terien konkretisiert.

+  Fir schwerhorige User, die sich
beim Ansehen eines Online-Vi-
deos die Untertitelung einblen-
den.

+  Fiar Menschen mit kognitiven
Einschrankungen, die zum
Beispiel klare Navigationsme-
chanismen und verstandliche
Formulare brauchen.

DAS PROJEKT ,BIK‘ UNTER-
STUTZT DIE UMSETZUNG

BIK steht fir ,barrierefrei informie-
ren und kommunizieren’ und ist
eine vom Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales geforderte Pro-
jektreihe zum barrierefreien Inter-
net. Das erste BIK-Projekt ging 2002
an den Start - dem Jahr, in dem die

"Webangebote miissen
wahrnehmbar, bedienbar,
verstdndlich und robust sein."

Die Anforderungen der WCAG wur-
den in Deutschland in die Barriere-
freie-Informationstechnik-Verord-
nung (BITV) tbernommen. Man
kann sich deshalb an den praktisch
identischen Kriterien beider Richt-
linien orientieren, um Webangebote
fiir Menschen mit ganz unterschied-
lichen Behinderungen zuganglich
zu gestalten, zum Beispiel:

+  Fir seheingeschrankte Nut-
zer, die sich Webseiteninhalte
entsprechend ihrer individuel-
len Seh-Bediirfnisse vergrofdern
oder vorlesen lassen.

+  Fiur Menschen, die - etwa wegen
einer Korperbehinderung -
nicht mit der Computer-Maus,
sondern mit der Tastatur oder
alternativen Eingabetechnolo-
gien wie der Sprachsteuerung
arbeiten.

BITV in Kraft trat. Damals hatte BIK
die Aufgabe, Bundesbehorden bei
der Umsetzung der neuen Verord-
nung zu unterstiitzen. Als Umset-
zungshilfe entstand der BITV-Test.
Er macht die BITV handhabbar und
liefert durch die ausfiihrliche Be-

schreibung der Barrierefrei-
heits-Anforderungen eine
Menge Know-how fir die
Praxis. Nicht ohne Grund ist
er bereits 1000-fach bei der
Entwicklung barrierefreier
Webangebote zum Einsatz
gekommen. Neuerdings
steht ergdnzend ein WCAG-
Test zur Verfiigung. Er un-
terstiitzt die Umsetzung des
internationalen  Standards.
Beide Testverfahren stehen
als kostenfreie Selbstbewer-
tung und als Expertentest zur
Verfiigung. Die Selbstbewer-

tung ist ein webbasiertes Priftool,
um selbst zu testen. Die Experten-
tests werden von einem deutsch-
landweiten Priifverbund angebo-
ten. Gut zugdngliche Webauftritte
bekommen das BIK-Priifsiegel und
werden in eine Liste vorbildlicher
Webangebote aufgenommen.

Das aktuelle Projekt ,BIK fiir Alle'
widmet sich in erster Linie der Auf-
klarung: Mit Partnernaus Wirtschaft
und Verwaltung werden Informati-
onskampagnen und Modellprojek-
te durchgefithrt und die Ergebnisse
auf www.bik-fiir-alle.de veroffent-
licht. Hier stehen viele Umsetzungs-
hilfen zur Verfiigung, etwa

« Leitfaden fiir Webseiten-Anbie-
ter oder Webredakteure,

+  Empfehlungen zur Umsetzung
barrierefreier Online-Videos
oder Leichter Sprache und Ge-
bardensprache,

+ eine Webinar-Reihe zu barriere-
freiem Webdesign, die man sich
online ansehen kann,

« oder zehn einfache Tests, um
sich einen ersten Eindruck von
der Barrierefreiheit des Weban-
gebots zu verschaffen.

gVEBANGEBOTE
ARRIEREFREI GESTALTEN
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PRAXISBEISPIEL
STADTEREGION AACHEN

In der StadteRegion Aachen sind

Inklusion und  Barrierefreiheit
zentrale Themen: Es gibt ein Amt
fur Inklusion und einen Inklusi-
onsplan, in dem auch die Zugang-
lichkeit neuer Informations- und
Kommunikationstechnologien fiir
Menschen mit Behinderungen
verankert wurde. Als die Weiter-
entwicklung des Webangebots an-
stand, hatte man sich folglich die
Umsetzung von Barrierefreiheit
und ein gutes Ergebnis im BITV-

Test vorgenommen.

Um die Barrierefreiheit zu sichern,
IT-Dienstleister be-
reits entwicklungsbegleitend die

setzte der

heits-Experten des Priifverbunds
erfolgten in zwei Stufen: Beim ers-
ten Test wurden noch Barrieren
aufgesplirt und - zusammen mit
entsprechenden Verbesserungshin-
weisen - im Priifbericht dokumen-
tiert. Auf Basis dieser ;To-do-Liste’
konnten der IT-Dienstleister und
die Internetredaktion der StadteRe-
gion Aachen weiter optimieren und
beim abschliefSenden BITV-Test
mit einer Bestnote glanzen.

,Gute Beispiele zeigen: Barriere-
freiheit ist machbar® sagt Heike
Clauss, Projektleitung von ,BIK fiir
Alle‘. Und noch ein Hinweis ist der
Expertin wichtig: ,Wer Barriere-
freiheit umsetzt, hat nicht nur alle
Nutzer im Blick, sondern auch ein
Webangebot, das auf gute Bedien-
barkeit und Verstandlichkeit setzt

BITV-Selbstbewertung ein. Die an-
schliefSenden Tests der Barrierefrei-

und besonders

suchmaschinen-

freundlich ist“ Gemeinsam mit der
Gesetzeslage diirfte es also nicht an
Argumenten mangeln, bei Weban-
geboten zukiinftig an Barrierefrei-
heit zu denken. =

Zum Download:
Artikel der StadteRegion Aachen

Internetseite der StddteRegion
offiziell fiir ,,sehr gute“ Barriere-
freiheit zertifiziert

BIBLIOTHEKEN
ORTE DES WISSENS

Bibliotheken nehmen als Orte des
Wissens und der Begriindung eine
tiberragende Rolle ein. Deutsch-
land ist ein Land der Bibliotheken.
Mehr als 9800 dieser Einrichtun-
gen gibt es. Sie verfiigen tiber ein
unerschopfliches Potenzial fiir
Gemeinschaft und Gemeinsinn
und sind nicht zu unterschatzen-
de Trager von Kultur. Die Biblio-
theken wunterliegen allerdings,
wie alle anderen Lebens- und Ar-
beitsbereiche auch, einem Wan-
del auf dem Weg in ein digitales
Zeitalter. Ein mogliches Szenario
fur die ,Bibliothek von morgen®
lautet, dass die neue Bibliothek
sich als lokales Zentrum des Wis-
sens, der Kommunikation und der
Begegnung versteht. Sie vernetzt

Potenziale innerhalb der Region.
Kooperation mit anderen Insti-
tutionen stehen im Vordergrund.
Gemeinsam mit Start-Ups wer-
den sie zu modernen City-Hubs.
Gemeinsam mit Jugendzentren
und Mehrgenerationenhdusern
schaffen sie Zugang zu globalem
Wissen und sind Plattform fir
den Austausch und Unterstiit-
zung zwischen Jung und Alt. Eine
Bibliothek konnte als Biirgeramt,
Auslieferungsstelle der Logistik,
Volkshoch-
schule, Bildungszentrum, Lern-

Berufsorientierung,

werkstatt fungieren, eine Platt-
form fir Kreativitat, Innovation,
Vernetzung und Kommunikation,
Wirtschaftsférderung, vielleicht
sogar Infrastrukturlieferant fir
medizinische Grundversorgung
sein. Neue Bibliotheken konnen

weit mehr sein als eine Einrich-

tung der Buchausleihe. Neue Bi-
bliotheken bringen das soziale
Kapital der Kommunen zur Ent-
faltung, sind Begegnungsstitte
fiir alle Generationen und digita-
ler Service-Punkt fiir eine Gesell-
schaft im Umbruch. Der Deutsche
Stadte- und Gemeindebund (DSt-
GB) richtete am 23. Januar 2018 in
der Zentralbibliothek Hamm eine
Innovators Lounge mit dem Titel
,Die Bibliothek von morgen® aus,
um gemeinsam mit Vertretern
der Branche sowie der Kommu-
nen die Bibliotheken auf ihrem
Weg hin zu Kollaborations- und
Partizipationszentren zu beglei-
ten. Relevante Vortrage aus der
Bibliothekspraxis sowie der inten-
sive Austausch zwischen kommu-
nalpolitischen Entscheidern und
Bibliothekaren zeigten ein weite-
res Mal, wie bedeutend die Rolle


https://www.staedteregion-aachen.de/de/navigation/aemter/oeffentlichkeitsarbeit-s-13/aktuelles/pressemitteilungen/aktuelle-pressemitteilungen/internetseite-der-staedteregion-offiziell-fuer-sehr-gute-barrierefreiheit-zertifiziert-vorstellung-im-inklusionsbeirat/

Foto: © Stadt Hamm, Hiibner

DIGITALISIERTE GESELLSCHAFT

DIGITALISIERTE GESELLSCHAFT

BIBLIOTHEKEN

ALS UNVERZICHTBARE CITY-HUBS

der Bibliotheken in der modernen
Stadtgesellschaft und der digitali-
sierten Zukunft zweifellos ist. Als
Botschafter der Bibliotheken wa-
ren Barbara Schleihagen (Bundes-

geschaftsfithrerin des Deutschen
Bibliothekverbands), Prof. Dr. Tom
Becker (TH Koln / Bundesvorstand
des Berufsverbands Information
und Bibliothek) und Harald Pilzer
(Direktor Stadtbibliothek Bielefeld)
eingeladen. Jens Boyer (Leiter der
Stadtbiichereien Hamm) reihte sich
als Gastgeber in die Riege der visio-
naren Bibliothekare. Dirk Schagen
(bibliotheca) beteiligte sich mit ei-
nem Vortrag tiber die Akzeptanz
von tiber 500 Open Libraries welt-
weit als einer der Impulsgeber, um
Bibliotheken in ihrer bedeutenden
Rolle als Kollaborations- und Parti-
zipationszentren in der Kommune
zu starken.

ie wird die Bibliothek
von morgen im Zeitalter
der Digitalisierung aus-

sehen konnen und werden? Welche
Rolle nehmen Bibliotheken kiinftig
in Kommunen ein? Was muss sich
verandern, um Bestand und Ausbau
weiter zu sichern? Der Open Library
Gedanke ist in diesem Zusammen-
hang ein wesentlicher Ankniipfungs-
punkt. Unter den Teilnehmern der
Innovators Lounge des Deutschen
Stadte- und Gemeindebundes ,Die
Bibliothek von morgen® in Hamm
herrschte ein gemeinsamer Konsens:
Bibliotheken konnen ihr Potenzial
erst optimal entfalten und wirksam
an der digitalen Transformation teil-
haben, wenn sie auch ihre Offnungs-
zeiten biirgernah ausbauen kénnen.
Auch fir
wurde stark pladiert. Hier bestehe

eine Sonntagsoffnung

eindeutig Handlungsbedarf von Sei-
ten der Politik, die die gesetzlichen
Grundlagen schaffen muss.

Von Birgit Lindl

Veranstalter und Podiumsgdste der
Innovators Lounge. V.L.n.r.: Ulrich
WeifSenberg (Fachbereichsleiter Kultur,
Stadt Hamm), Barbara Schleihagen
(Bundesgeschdftsfiihrerin dbv), Al-
exander Handschuh (Sprecher DStGB),
Franz-Reinhard Habbel (Beigeordneter
a.D. DStGB), Dr. Britta Obszerninks
(Stadtrdtin Hamm), Thomas Hun-
steger-Petermann (Oberbiirgermeister
Stadt Hamm), Monika Simshduser
(Btirgermeisterin Stadt Hamm), Jens
Boyer (Direktor Stadtbiichereien
Hamm), Harald Pilzer M.A. (Direktor
Stadtbibliothek Bielefeld), Prof. Dr.
Tom Becker (TH Ké6ln) © Stadt Hamm,
Hiibner.

LOKALE ZENTREN DES
WISSEN & DER BEGEGNUNG

Harald Pilzer, Direktor Stadtbib-
liothek Bielefeld, beeindruckte mit
handfesten Zahlen: Letztes Jahr
konnte die Stadtteilbibliothek Senne-
feld ihr Angebot von 27 Bibliotheks-
stunden auf 70 Wochenstunden
erweitern. Als Open Library 6ffnet
Sennefeld zusatzlich zu attraktiven
Abendstunden auch samstags und
sogar sonntags. Ein deutlicher An-
stieg der Benutzerzahlen war das
erfreuliche Resultat. Generell wird
in der Branche eine zunehmende
Akzeptanz des Open Library Kon-
zepts ersichtlich. Dirk Schagen, bi-
bliothecas Sales Director Germany;,
berichtet von positiven Erfahrungen
in der Stadtbibliothek Hannover-List
und in diversen Zweigstellen der Bi-
cherhallen Hamburg. Am Beispiel
der Offentlichen Bibliothek Aar-
hus/Danemark im Multimediahaus
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DOKKI fiihrte er zudem die Idee
der ,Bibliothek als dritter Ort“ aus,
welche keine Vision, sondern bereits
erfolgreich gelebte Realitdt darstellt
und Bibliotheken zusétzlich fiir die
gesamte Kommunen aufwertet. ,,Bi-
bliotheken der Zukunft verstehen
sich als lokale Zentren des Wissens,
der Kommunikation und der Be-
gegnung. Sie vernetzen Potenziale
innerhalb der Region. Lange und
flexible Offnungszeiten sind in die-
sem Kontext schlicht biirgernah, die
sich mit dem Open Library Konzept
bequem realisieren lassen. Befindet
sich die Bibliothek beispielsweise
innerhalb einer Einkaufspassage,
wird es als eine unattraktive Diskre-
panz empfunden, wenn die Biblio-
thek nur etwa 25 Wochenstunden
offnen kann, in der Umgebung aber
60 Stunden Betrieb herrscht, so
Schagen. Gemeinsam mit Start-Ups
oder dank Kooperationen mit an-
deren kommunalen Einrichtungen
werden Bibliotheken zu modernen
City-Hubs. Eine Bibliothek ist eine
Plattform fur Kreativitat, Innova-
tion, Vernetzung und Kommuni-
kation, Wirtschaftsforderung und
konnte vielleicht sogar Infrastruk-
turlieferant fir medizinische Grund-
versorgung sein.

BIBLIOTHEK
MUSS SPASS MACHEN

Tom Beckers, Bundesvorstand des
Berufsverbands Information und Bi-
bliothek, Ausfithrungen ergdnzten
diesen Gedanken. Er setzt auf eine
starkere Flexibilitdt, verbunden mit
Kooperationen und vermehrtem
Austausch der Bibliotheken mit den
Kommunen. Gemeinsam neue Wege
gehen und den digitalen Wandel
miteinander gestalten, konne ver-
starkt Kompetenzen bilden fiir eine
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vielversprechende Teilhabe und ei-
nem Ausbau der Services. Er lobt da-
bei die hohe Kreativitdt und Offen-
heit der Branche, die viel Raum fir
Experimente ermogliche. Denn im
Vordergrund steht: Bibliothek muss
jedem und allen Spaf§ machen. Und
das wiederum bedingt zweifellos
eine Unabhdngigkeit von der Uhr-
zeit.

Alexander Handschuh, Sprecher des
DStGB, zog ein klares Restimee: ,Die

Veranstaltung hat gezeigt, dass Bib-

von der neuen Rolle und immen-
sen Bedeutung der Bibliotheken als
offentliche Orte der Kristallisation
von Wissen und Begegnung inner-
halb der Stadtgesellschaft zu tber-
zeugen. Ein erster, kleiner Schritt,
um die kommunalen Entscheider
fur das Potenzial, das in den Bib-
liotheken steckt, zu sensibilisieren
und nachhaltig zu gewinnen. =

Die Autorin: Birgit Lindl,
bibliotheca Germany GmbH,
www.bibliotheca.com

Foto: © Stadt Hamm, Hubner

Alexander Handschuh, Sprecher des DStGB

liotheken innerhalb der Kommunen
eine zentrale Rolle fiir ein kulturel-
les und bildungspolitisches Netz-
werk einnehmen. Gemeinsam mit
weiteren Einrichtungen sind sie ein
zentraler Baustein der kommunalen
Bildungslandschaft Laut DStGB
bringen Bibliotheken das soziale Ka-
pital der Kommunen zur Entfaltung,
sind Begegnungsstdtte fiir alle Gene-
rationen und digitaler Service-Punkt
fiir eine Gesellschaft im Umbruch.
Dirk Schagen erganzt: ,Die Inno-
vators Lounge war eine wegweisen-
de Veranstaltung, um die Politik
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KURZMELDUNGEN

ALLIANZ FUR INNENSTADTE
AUSBAUEN!

g’ Ty

AII|anz fir Innenstadte

Starkung des ortlichen Einzelhandel muss bei gleichzei-
tiger Nutzung der Digitalisierung vorangetrieben werden!
Der Deutsche Stadte- und Gemeindebund (DStGB) und
der Handelsverband Deutschland (HDE) warnen vor den
Folgen vielerorts steigender Leerstinde und einer Ver-
6dung der Innenstidte. ,Wir miissen den Niedergang
unserer Innenstddte verhindern und diese als vitale Orte
der Kommunikation erhalten, erklarten DStGB-Haupt-
geschaftsfithrer Dr. Gerd Landsberg und HDE-Hauptge-
schaftsfithrer Stefan Genth.

Der Einzelhandel steckt in einem grofden Umbruch. Grund
dafiiristauch dievoranschreitende Digitalisierung, die vie-
lerorts Geschdftsmodelle in Frage stellt. Fiir das Jahr 2017
schétzt der HDE den Online-Umsatz in Deutschland auf
knapp 49 Milliarden Euro. Um die Innenstadte angesichts
der aktuellen Herausforderungen fit fiir die Zukunft zu
machen, ziehen Handel und Kommunen an einem Strang.
yHandler und Kommunen miissen die Chancen der Digi-
talisierung nutzen. Es geht darum, den Kunden mit neuen
Services echten Mehrwert anzubieten, so Genth. Neben
der Online-Warenprasentation gehoéren hierzu digitale
Produktinformationen oder mobile Bezahlsysteme. Lo-
kale Plattformen, auf denen Einzelhandler ihre Produkte
und Dienstleistungen online prasentieren, konnen eben-
falls einen positiven Beitrag leisten.

»Auch die Stadte und Gemeinden kénnen durch gestalte-
risch gelungene Einkaufsstrafien, Plitze mit hoher Auf-
enthaltsqualitdt, gute Wegebeziehungen zwischen den
Einzelhandelslagen, einen leistungsstarken OPNV und
ein gutes Parkplatzangebot den Rahmen fiir einen vitalen
Innenstadthandel setzen. Dazu gehort auch die Gewdhr-
leistung von Sicherheit und Sauberkeit*, stellte Dr. Lands-
berg heraus. Die ,Starkung der Mitte“ gehe aber auch die
Biirger und Biirgerinnen an. Sie kénne nur in enger Ab-
stimmung mit allen Innenstadtakteuren gelingen. , Die Ei-
gentiimer von Handelsimmobilien sind aufgefordert, eine
angemessene Mietpreispolitik zu betreiben. Sie miissen
vermehrt neue Formen, wie etwa frequenzabhangige Mie-
tenstaffelungen, umsetzen. Dies kann gerade den inha-
bergefiihrten und stationdren Einzelhandel stiitzen und
zu einer Stabilisierung der Innenstddte beitragen’, beton-
ten Dr. Landsberg und Genth. DStGB und HDE fordern
aufSerdem eine Reform bei den Ladenoffnungszeiten. ,Bei
grundsatzlicher Wahrung der Sonn- und Feiertagsruhe

muss den Kommunen gemeinsam mit dem Einzelhandel
vor Ort eigenstdndig die Entscheidungsfreiheit gegeben
werden, die Anzahl verkaufsoffener Sonntage festzule-
gen’, so Dr. Landsberg und Genth. Beide Verbande leh-
nen zudem Fahrverbote fiir Innenstadte ab. Statt nur an
Symptomen zu kurieren, miisse ein Masterplan Verkehrs-
wende die Mobilitait von Menschen und Giitern und die
Lebendigkeit der Innenstadte gewdhrleisten. Dazu sollten
die Hersteller als Verursacher der Schadstoffbelastung die
Fahrzeuge umriisten. Statt einer kaum in Anspruch ge-
nommenen Pramie beim Kauf von Elektroautos fiir alle
pladieren DStGB und HDE weiterhin fiir eine gezielte For-
derprdmie zugunsten des innenstadtrelevanten Handels
und des Handwerks.

Der fiir den Handel relevante innerstadtische Lieferver-
kehr muss zudem optimiert werden. Emissionsarme L6-
sungen, wie Sammeldepots fiir Paket- und Zustelldienste
an vertrdglichen Standorten aufderhalb der Innenstddte
mit anschliefSender Anlieferung der Waren durch Elekt-
rofahrzeuge oder Lastenfahrrider, miissen ausgeweitet
werden.

Der DStGB hat gemeinsam mit dem HDE die ,Allianz
fir Innenstadte gegriindet. Darin werden die Herausfor-
derungen fiir Stddte und Handel, insbesondere aus der
Digitalisierung, mit allen relevanten Akteuren diskutiert.
Aus der Kooperation von DStGB und HDE ist ein aktu-

elles DStGB-Positionspapier ,Allianz fiir Innenstadte”

entstanden. ®

=Y 'RI\NS

ABSCHLUSSKONFERENZ
DES TRANSNIK-PROJEKTS

Am 17. April 2018 findet in Berlin die Abschlusskonferenz
des TransNIK-Projekts zum Thema "Wie gelingt eine bes-
sere Implementierung von Nachhaltigkeits-Innovationen
in Kommunen?" statt. Das TransNIK Projekt wurde vom
Fraunhofer ISI koordiniert. Im Rahmen des Projekts wur-
den Fallstudien aus den folgenden drei Bereichen analy-
siert: Nachhaltige Wasserinfrastruktursysteme, gemein-
schaftliche Wohnformen und innovative Warmenetze.
Diese werden auf der Abschlusskonferenz vorgestellt und
in Bezug zur kommunalen Perspektive diskutiert. Die
Abschlusskonferenz richtet sich an alle Akteure aus dem
kommunalen Umfeld. Die Teilnahme an der Veranstal-
tung ist kostenlos. Um Anmeldung wird bis zum 5. April
gebeten bei Barbel Katz unter der Adresse Baerbel. Katz@
isi.fraunhofer.de.

Fir weitere Informationen finden Sie den Veranstaltungs-
flyer hier zum Download. =
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BUCHBESPRECHUNGEN - 01 | 2018

BAURECHT FUR DEN
FREISTAAT SACHSEN
ERGANZBARE SAMMLUNG DES
BUNDES- UND LANDESRECHTS MIT
ERGANZENDEN VORSCHRIFTEN,
MUSTERN UND ANLEITUNGEN FUR
DIE PRAXIS SOWIE EINER RECHT-
SPRECHUNGSUBERSICHT

Herausgegeben von Ministerialdirek-
tor Dr. Peter Runkel, unter Mitarbeit
von Ministerialratin Gabriele Bothe
und unter Mitwirkung mit Dr. Gin-
ter Gaentzsch, Vorsitzender Richter
am Bundesverwaltungsgericht a. D.,
begriindet von Professor Dr. Walter
Bielenberg, Dr. Hans Eberhard Roesch
und Hermann Giese

2017. 4 398 Seiten. Gesamtwerk: 108 Euro.
ISBN 978-3-503-03261-7

Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG,
Genthiner StrafSe 30G, 10785 Berlin, esv@

esvmedien.de; www.esv.info

Das offentliche Baurecht in Deutschland
ist hoch komplex und weit verstreut. Die
Summe der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften macht es in der taglichen Praxis
nicht leicht, sich zurechtzufinden und
sicher zu entscheiden. Hier helfen die
von Dr. Peter Runkel herausgegebenen
und bestens eingefithrten Sammlungen
des baurechtsrelevanten Bundes- und
jeweiligen Landesrechts.

Die Ergdnzungslieferung 3/17 enthalt fol-
gende Ergdnzungen:

Die Ergdnzungslieferung setzt die Aktu-
alisierung des Bundesrechts zum Ende
der 18. Legislaturperiode des Deutschen
Bundestages fort. Sie enthalt:

die neue Aufzugsverordnung,

das Raumordnungsgesetz in der ab
dem 29. November 2017 geltenden
Fassung,

¢ Anderungen des Bundeswaldgeset-
zes,

e die neu bekannt gemachte Verord-
nung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV,

e Anderungen der Verordnung iiber
das Genehmigungsverfahren - 9.
BImSchV und

38 Stadt und Gemeinde

e Anderungen der Verordnung iiber
Luftqualitatsstandards und Emissi-
onshdchstmengen - 39. BImSchV.

(Norbert Portz)

ERSTE HILFE ZUR
DATENSCHUTZ-GRUNDVER-
ORDNUNG FUR UNTERNEH-
MEN UND VEREINE

DAS SOFORTMASSNAHMEN-PAKET

Herausgeber: Bayerisches Landesamt
fiir Datenschutzaufsicht

Bearbeitet von Thomas Kranig, Prasi-
dent des Bayerischen Landesamtes flir
Da-tenschutzaufsicht und Dr. Eugen
Ehmann, Regierungsvizeprasident von
Mittel-franken

Erste Hilfe zur

Auflage 2017, 66 Seiten, gebunden.

5,50 Euro; ISBN 78-3-406-71662-1.

Verlag C.H. Beck oHG, Wilhelmstr. 9,
80801 Miinchen, www.beck.de

Ab dem 25. Mai 2018 gilt in der Europai-
schen Union und somit auch in Deutsch-
land die Datenschutz-Grundverordnung
der Europdischen Union (DS-GVO).
Sie stellt den gesamten Datenschutz in
der Europdischen Union auf eine vollig
neue Grundlage. Vielfach dhneln ihre
inhaltlichen Anforderungen dem derzeit
geltenden Recht. Bei Verstoflen drohen
weitaus hohere Bufdgelder als bisher. Fir
die jeweiligen Verantwortlichen in klei-
nen Unternehmen, Vereinen, Verbanden
oder freiberuflich Tatigen ist es somit
auch unerldsslich, die Vorgaben des Da-
tenschutzes zu kennen und die Regelun-
gen der DS-GVO zu beachten.

Die Broschiire in Heftform informiert
knapp und verstandlich tiber inhaltliche
Vorgaben und formale Pflichten beim
Umgang mit sensiblen Daten. Insbeson-
dere wird Augenmerk auf die folgenden
Fragen gelegt:

*  Welche Daten unterliegen dem
Datenschutz?

*  Muss ein Datenschutzbeauftragter
bestellt werden?

*  Welche Informationspflichten sind
unaufgefordert zu erfiillen?

*  Was muss im Verzeichnis der Verar-

beitungstdtigkeiten stehen?

* Wann ist eine Weitergabe von Daten
an andere Stellen erlaubt?

+ Welche Besonderheiten gelten fiir
Fotos auf der eigenen Website?

Muster und Checklisten erleichtern den
Einstieg und helfen bei der Vorbereitung
und Durchfithrung der gesetzlichen Vor-
gaben durch die Datenschutz-Grundver-
ordnung. Viele Beispiele zeigen, wo es
rechtliche Fallstricke gibt und wie man
sie vermeidet. (Uwe Zimmermann)

HANDBUCH DER GRUNDSI-
CHERUNG UND SOZIALHILFE
KOMMENTAR

TEIL1: SGB Il = GRUNDSICHERUNG
FUR ARBEITSUCHENDE

Herausgeber: Mergler/Zink

Gesamtwerk inklusive 34.bis 35.
Lieferung, 2184 Seiten inkl. 2 Ordner.
209 Euro. ISBN 978-3-17-018573-9

W. Kohlhammer GmbH, 70549 Stuttgart,
kohlhammerkontakt@kohlhammer.de;
www.kohlhammer.de

Die 34. Ergdnzungslieferung enthélt un-
ter Beriicksichtigung insbesondere der
erheblichen Anderungen des SGB 1I eine
griindliche Uberarbeitung der ,Einfiih-
rung in das SGB II*. Ferner werden mit
der Lieferung die zentralen Regelungen
zu Aufgaben und Ziele des SGB 1I (§ 1),
zum Grundsatz des Forderns (§ 2) und zu
den allgemeinen Leistungsgrundsdtzen
(§ 3) komplett aktualisiert. Fine Uberar-
beitung fand auch bei den §§ 56-80 statt.
Die 35. Ergdnzungslieferung enthalt u. a.
die Uberarbeitung und Aktualisierung
der Kommentierung der Vorschriften
iber ,Verpflichtung Anderer” (8§ 33 bis
34¢) sowie der Vorschriften zu ,Zustan-
digkeit und Verfahren® (§8 36 bis 43a).
Ebenfalls finden Beriicksichtigung die
mehrfachen umfangreichen Anderungen
der Regelungen zur ,Finanzierung aus
Bundesmitteln“ (§ 46).
Rechtsstand: o1. Juni 2017.

(Ursula Krickl)
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Arme und
reiche Stadte

ARME UND REICHE
STADTE — URSACHEN DER
VARIANZ KOMMUNALER
HAUSHALTSLAGEN
STADTFORSCHUNG AKTUELL

Herausgeber: Hellmut Wollmann /
Autor: Marc Seuberlich

2017, 301 Seiten, Paperback. 39,99 Euro.
ISBN 978-3-658-16691-5

Springer VS / Springer Nature, Abra-
ham-Lincoln-Str. 46, 65189 Wiesbaden,
www.springer.com

Vor dem Hintergrund der zunehmenden
Disparitaten zwischen finanzstarken und
finanzschwachen Kommunen untersucht
Marc Seuberlich auf Basis quantitativer
und qualitativer Daten mogliche Ursa-
chen dieser Entwicklung. Das vorliegende
Buch ist eine redaktionell leicht iiberar-
beitete Fassung der von der Ruhr-Univer-
sitait Bochum (bei Professor Dr. Bogumil)
angenommenen Dissertationsschrift des
Autors.

Ausgehend von den Forschungsfragen

1. Wie lassen sich die Unterschiede in
der aktuellen Haushaltslage zwischen
Kommunen mit ahnlichen institu-
tionellen und sozio6konomischen
Kontexten erklaren?

2. Welche endogenen Faktoren iiben
Einfluss auf das Haushaltsergebnis
aus und von welchen Umstanden ist
ihr Einfluss abhédngig?

befasst sich das Buch inhaltlich mit den
Bestimmungsfaktoren kommunaler
Haushaltslagen in der Theorie, der Haus-
haltspolitik auf der kommunalen Ebene,
den endogenen und exogenen Bestim-
mungsfaktoren kommunaler Haushalts-
lagen in der Empirie, der unterschied-
lichen fiskalischen Performance unter
dhnlichen soziookonomischen Umstdn-
den und einer Analyse endogener Ein-
flussfaktoren anhand von Fallstudien aus
Sachsen.

Das Buch richtet sich neben Dozierenden
und Studierenden an Experten/innen aus
Kommunen und Ministerialverwaltungen
sowie Politiker/innen. (Florian Schilling)

FRISTEN IM
VERGABEVERFAHREN

AB BEKANNTMACHUNG BIS ZU-
SCHLAG

Thomas Ferber

2017, 4., vollstdindig tiberarbeitete
Auflage. 544 Seiten. 79 Euro.

ISBN: 9778-3-8462-0560-0
Bundesanzeiger Verlag, Amsterdamer
StrafSe 192, 50735 Koln
www.bundesanzeiger-verlag.de

Rund um das Thema Fristen bei Vergabe-
verfahren werden alle Aspekte zu diesem
- oft mit Unrecht zu wenig beleuchte-
ten - Thema durch Grafiken und Tabel-
len anschaulich aufbereitet. Durch die
durchdachte und praxiserprobte Struk-
tur findet man sich schnell zurecht.

Das Buch behandelt die Fristen bei
Vergaben gemdafd der EU-Richtlinien
2014/24/EU (die neue ,klassische” Verga-
berichtlinie), 2014/23/EU (Konzessions-
richtlinie), 2014/25/EU (Sektoren-Richt-
linie) sowie 2009/81/EG (Richtlinie fiir
Verteidigung und Sicherheit) bzw. deren
Umsetzung in deutsches Recht.

Es gibt Antworten zu Fragen wie z. B.
wann Fristen beginnen, wann sie enden,
wie sich ihre Dauer berechnet, Ange-
botsfristen, Fristen fir Teilnahmewett-
bewerbe, Fristen zum Anfordern der
Ausschreibungsunterlagen, Fristen fir
Bieterfragen, Bindefristen, Zuschlags-
fristen, Informations- und WartefTristen,
die Moglichkeiten der Fristverkiirzungen
und die Notwendigkeit von Fristverlan-
gerung. Zusdtzlich wird erlautert, welche
Regeln fiir Samstage, Sonntage und Fei-
ertage in Bezug auf die Fristen gelten.

Behandelt werden alle Verfahren nach
den neuen EU-Richtlinien und soweit
zutreffend die Vergabearten offentliche
Ausschreibung, beschrankte Ausschrei-
bung, freihdndige Vergabe, offenes Ver-
fahren, nicht offenes Verfahren, Ver-
handlungsverfahren, wettbewerblicher
Dialog sowie - neu - die Innovations-
partnerschaft. (Norbert Portz)

BILANZIERUNG UND
JAHRESABSCHLUSS IN DER
KOMMUNALVERWALTUNG
GRUNDSATZE FUR DAS

,NEUE KOMMUNALE
FINANZMANAGEMENT“ NKF

Von Professor Dr. Mark Fudalla/ Mar-
tin Tolle / Christian Waste

4., neu bearbeitete Auflage 2017,

371 Seiten. 29,95 Euro.

ISBN 978 3 50315789 1

Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG,
Genthiner Str. 30 G, 10785 Berlin

www.ESV.info/978

Das Lehrbuch ,Bilanzierung und Jah-
resabschluss in der Kommunalverwal-
tung” zeigt auf, wie in der kommunalen
Verwaltung nach den Regeln der kauf-
mdnnischen doppelten Buchfiithrung
bilanziert wird. Vermittelt wird dabei das
notige Fachwissen fiir die erfolgreiche
Anwendung des Neuen Kommunalen Fi-
nanzmanagements (NKF) mit Blick auf
die Bilanzierung und des Jahresabschlus-
ses unter Beriicksichtigung von Gemein-
dehaushaltsrecht und Handelsrecht, den
Gesamtabschluss von Kommunen und
Ansitze fiir Bilanzpolitik und Jahresab-
schlussanalyse. Die nunmehr 4. Auflage
zeichnet sich durch eine inhaltlich strin-
gentere Gliederung und eine leicht ande-
re Schwerpunktsetzung aus. So wurden
die heute nicht mehr so relevanten Aus-
fithrungen zu den Besonderheiten der
erstmaligen Erdffnungsbilanzen weitge-
hend weggelassen und andere Abschnit-
te, die bislang etwas skizzenhaft erschie-
nen, ndher ausgefiihrt.

Das Buch ist ein zuverldssiger Begleiter
fir Studium und Verwaltungspraxis, das
sich exemplarisch an der Gesetzgebung
Nordrhein-Westfalens orientiert, die Le-
ser aber auch in anderen Bundesldndern
beim Einstieg unterstiitzt: Mit vielen
prignanten Ubungen und detaillierten
Anlagen mit relevanten Gesetzestexten,
Verordnungen und Musterdokumenten.

(Florian Schilling)
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TERMINVORSCHAU

» FEBRUAR

KONFERENZ

07.02. DStGB-Fachforum ,Digitale Stadte
und Regionen* auf der E-World 2018, Essen
Der Deutsche Stadte- und Gemeindebund ist auf
der Fachmesse ,E-World Energy & Water“ am

07. Februar 2018 in Essen mit einem Fachforum
vertreten. Unter dem Titel ,Digitale Stadte und
Regionen® werden Experten die sich durch die
Digitalisierung ergebenden Chancen und Aufga-
ben fir Stadte und Gemeinden diskutieren.

» MARZ

15.03. seminar Wirtschaftsforderung

w~Zukunftsstrategien fiir Standorte®, Berlin
Der DStGB bietet in Kooperation mit dem Un-

ternehmen ModulDrei 2018 wieder ein Wirt-
schaftsforderungs-Seminar an. Das Thema ist
»Zukunftsstrategien fiir Standorte®.

» APRIL

10.04. Offline-Strategien fiir die
Innenstadt der Zukunft, Bochum
Wandel als Chance: Wie lassen sich im
digitalen Zeitalter die Zentren der Stadte
wiederbeleben? Bei dem erstmals statt-
findenden Kongress in Bochum diskutie-
ren Akteure aus Wirtschaft, Politik und
Gesellschaft aus ganz Deutschland tiber
erfolgsversprechende interdisziplinare
Konzepte und die Riickbesinnung auf
urbane Kernkompetenzen.

06.02. 11. DStGB-Klimaschutzkonferenz

(3

Kommunen aktiv fiir den Klimaschutz®, Bonn
Am 06. Februar 2018 veranstaltet der Deutsche
Stadte- und Gemeindebund bereits die elfte Fach-
konferenz zum Klimaschutz. Sie findet in der Deut-
schen Welle in Bonn statt.

27.02. 5. Fachkonferenz ,Elektromobili-
tat vor Ort" Leipzig

Die Nationale Organisation Wasserstoff GmbH
(NOW) organisiert im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums fiir Verkehr und digitale Infrastruk-
turam 26./27.02.2018 in der Kongresshalle am
Zoo, Pfaffendorfer Straf3e 31, 04105 Leipzig die 5.
Fachkonferenz ,Elektromobilitat vor Ort*

15.03. KGSt®-Kongress IT: Strategie,
Kommunikation und Netze (AKN-Forum),

Kassel

Kurze Innovationszyklen und verstarkte
Konsolidierungsbemiihungen l6sen einen
kontinuierlichen Handlungs- und Verande-
rungsdruck im Bereich der kommunalen IT
aus. Der KGSt®-Kongress IT (AKN-Forum)
bietet die Mdglichkeit, sich iber neue Trends
und kommunale Beispiele zu informieren und
auszutauschen.

12.04. UBA-Konferenz "Urbaner Umwelt-
schutz - umweltorientierte Stadtentwick-
lung", Berlin

Wie werden unsere Stadte und Stadtregionen
umweltschonender? Auf welche Weise gelingt
ein Um- und Ausbau der Infrastruktur bei
gleichzeitig umweltschonender Nutzung von
Ressourcen? Wie kann umwelt- und sozialver-
tragliche, gesundheitsfordernde Stadtentwick-
lung Realitdt werden?

23.04. 5. Kommunaler IT-Sicherheitskongress, Berlin
Am 23. und 24.04.2018 findet in der Hauptgeschaftsstelle des

Deutschen Landkreistags der 5. Kommunale IT-Sicherheits-
kongress ,Umsetzung der Leitlinie fiir Informationssicherheit
des IT-Planungsrats in Kommunalverwaltungen® statt.
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https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/Digitale%20St%C3%A4dte%20und%20Regionen%20-%20e-World%202018/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/Digitale%20St%C3%A4dte%20und%20Regionen%20-%20e-World%202018/
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https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/5.%20Kommunaler%20IT-Sicherheitskongress%202018/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/11.%20DStGB-%20Klimaschutzkonferenz%20%E2%80%9EKommunen%20aktiv%20f%C3%BCr%20den%20Klimaschutz%E2%80%9C/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/11.%20DStGB-%20Klimaschutzkonferenz%20%E2%80%9EKommunen%20aktiv%20f%C3%BCr%20den%20Klimaschutz%E2%80%9C/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/Offline-Strategien%20f%C3%BCr%20die%20Innenstadt%20der%20Zukunft/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/Offline-Strategien%20f%C3%BCr%20die%20Innenstadt%20der%20Zukunft/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/Wirtschaftsf%C3%B6rderung%20%E2%80%9EZukunftsstrategien%20f%C3%BCr%20Standorte%E2%80%9C/
https://www.dstgb.de/dstgb/Homepage/Veranstaltungen/Wirtschaftsf%C3%B6rderung%20%E2%80%9EZukunftsstrategien%20f%C3%BCr%20Standorte%E2%80%9C/
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Retten Sie
Geschichte.
....Spenden Sie..__i. ..
" Zukunft.,

Bewahren, was uns verbindet.

Denkmale verbinden Menschen Uber Landergrenzen ein Stiick unserer Heimat, die zu Stein geworden ist.
und Generationen hinweg miteinander. Sie stiften  Darum ist Denkmalschutz unser Dank an die Vergangen-
Identitat, pragen das Werteempfinden, sind lebendige heit, die Freude an der Gegenwart und unser Geschenk
Orte der Erinnerung, Wahrzeichen, Mahnmale oder an die Zukunft.

Zufluchtsorte. Denkmale sind mehr als nur Steine - siesind ~ Helfen auch Sie mit, dieses Geschenk zu erhalten.

Ilhre Spende hilft! www.denkmalschutz.de

Spendenkonto
Commerzbank AG

BIC: COBA DE FF XXX
Siegel IBAN: DE71 500 400 500 400 500 400
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NABU Siegel-Check
Die kostenlose App
mit Fotoerkennung.
Fur alle, die 6kologisch
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